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A. Tenor 

Auf Antrag der Bundesrepublik Deutschland - Bundesstraßenverwaltung -, vertre

ten durch die Abteilung Mobilität, Verkehr, Straßen des Regierungspräsidiums 

Stuttgart vom 05.06.2025 erlässt das Regierungspräsidium Stuttgart als zuständige 

Planfeststellungsbehörde gemäß § 17 FStrG i.V.m. 24 Abs. 16 FStrG - jeweils in der 

derzeit gültigen Fassung -, §§ 72 ff. LVwVfG a.F. für das o.g. Vorhaben folgenden 

 

Planfeststellungsbeschluss: 

I. Grundentscheidung 

Der Plan für den „Bau einer Grünbrücke über die B 14 im Abschnitt Herrenberg 

– Nufringen (BW 10 Wiedervernetzung)“ einschließlich aller sonstigen in den 

Planunterlagen, insbesondere in den Lage- und Bauwerksplänen sowie im 

landschaftspflegerischen Begleitplan (LBP) aufgelisteten Einzelmaßnahmen 

wird nach Maßgabe der Ziffern II. bis V. festgestellt. 

II. Besondere Entscheidungen 

1. Wasserrechtliche Entscheidung 

Im Einvernehmen mit der zuständigen unteren Wasserbehörde wird gemäß 

§ 19 WHG und nach Maßgabe der in Kapitel A.IV.5.4. bis 5.12. formulierten Ne

benstimmungen die wasserrechtliche Erlaubnis nach § 8 Abs. 1 WHG für das 

Einbringen von Gründungspfählen zur Gründung der Grünbrücke in das 

Grundwasser, befristet auf die Standzeit des Bauwerks, erteilt. 
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2. Konzentrationswirkung 

Durch die Planfeststellung wird die Zulässigkeit des Vorhabens einschließ

lich der notwendigen Folgemaßnahmen an anderen Anlagen im Hinblick auf 

alle von ihm berührten öffentlichen Belange festgestellt; neben der Planfest

stellung sind andere behördliche Entscheidungen, insbesondere öffentlich-

rechtliche Genehmigungen, Verleihungen, Erlaubnisse, Bewilligungen, Zu

stimmungen und Planfeststellungen nicht erforderlich (§ 17 FStrG i. V. m. § 75 

Abs. 1 LVwVfG a.F.). 
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III. Planunterlagen 

Bestandteil der Planung sind folgende Unterlagen: 

Unterlage Blatt Nr. Beschreibung Datum 

Unterlage 1 
 

Erläuterungsbericht 22.09.2025 

Unterlage 2 1 Übersichtskarte, 1:25.000 April 2025 

Unterlage 3 1 Übersichtslageplan, 1:10.000 03.06.2025 

Unterlage 4  - nicht belegt -  

Unterlage 5 1 Lageplan, 1:500 03.06.2025 

Unterlage 6 1 Höhenplan, 1:500/50 03.06.2025 

Unterlage 7  - nicht belegt -  

Unterlage 8  - nicht belegt -  

Unterlage 9  Landschaftspflegerische Maßnahmen  

Unterlage 9.1  Maßnahmenübersicht LBP-Gebiet, 1:500 29.05.2025 

Unterlage 9.2  Maßnahmenübersicht Hinterlandanbindung, 
1:3.500 

29.05.2025 

Unterlage 9.3  Maßnahmenblätter 29.05.2025 

Unterlage 9.4  Vergleichende Gegenüberstellung 29.05.2025 

Unterlage 10  Grunderwerb  

Unterlage 10.1 
 

Grunderwerbsplan 1/2, 1:500 03.06.2025 

Unterlage 10.2a 
 

Grunderwerbsplan 2/2, 1:2.500 22.01.2026 

Unterlage 10.3a 
 

Grunderwerbsverzeichnis 22.01.2026 

Unterlage 11  Regelungsverzeichnis 03.06.2025 

Unterlage 12  - nicht belegt -  

Unterlage 13  - nicht belegt -  

Unterlage 14 1 Querschnitte, 1:50 03.06.2025 

Unterlage 19  Umweltfachliche Untersuchungen  

Unterlage 19.1  Landschaftspflegerischer Begleitplan (LBP) 29.05.2025 

Unterlage 19.2 1 Bestandsübersicht, 1:2.500 29.05.2025 
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Unterlage Blatt Nr. Beschreibung Datum 

Unterlage 19.2 2 Bestand und Konflikte, 1:1.000 29.05.2025 

Unterlage 19.2 3 Artenschutz, 1:1.000 29.05.2025 

Unterlage 19.2 4 Bestandsübersicht Hinterlandanbindung, 
1:2.500 

29.05.2025 

Unterlage 19.3  Artenschutzbericht 29.05.2025 

Unterlage 19.4  FFH-Verträglichkeitsprüfung 29.05.2025 

Unterlage 19.5  Machbarkeitsstudie 29.05.2025 

Unterlage 20  - nicht belegt -  

Unterlage 21  Bodenschutzkonzept (nachrichtlich) 12.10.2023 

  



Planfeststellungsbeschluss für den Bau einer Grünbrücke über die B 14 Herrenberg – Nufringen (BW 10 Wiedervernetzung) 

5 

IV. Nebenbestimmungen 

Gegenstand der Entscheidung sind die folgenden Nebenbestimmungen: 

1. Immissionsschutz (nicht belegt) 

2. Natur und Landschaft 

2.1. Die Vorhabenträgerin hat bauzeitliche Schutzmaßnahmen für die FFH-Mäh

wiese auf Flurstück 1621 und des Magerrasens auf Flst. 1938/11 entsprechend 

der Forderung der unteren Naturschutzbehörde zu ergreifen. 

2.2. In die Magerrasenfläche auf Flurstück 1838/11 darf entgegen der Planungen 

nicht eingegriffen werden. Die Unterlagen sind in der Ausführungsplanung 

entsprechend anzupassen. 

2.3. Die Vorhabenträgerin hat die Beleuchtung der Baustelleneinrichtungsflächen 

ausschließlich mit fledermausfreundlichen Lichtquellen durchzuführen, um 

negative Auswirkungen auf nachtaktive Tiere, insbesondere Fledermäuse, zu 

minimieren. Das Licht ist dabei nur zweckgebunden einzusetzen, also aus

schließlich dort und nur dann, wenn es tatsächlich notwendig ist. Dabei ist die 

Lichtleistung auf das notwendige Mindestmaß zu begrenzen, um unnötige 

Lichtemissionen zu vermeiden. Das Licht ist gezielt nach unten auf die Bau

stellenflächen zu lenken, während flächige Anstrahlungen und Beleuchtun

gen der Vegetation zu vermeiden sind. Zudem ist darauf zu achten, Lichtquel

len mit einem möglichst geringen Blauanteil zu verwenden (Farbtemperatu

ren zwischen 1700 und max. 3000 Kelvin). 

2.4. Damit die fachgerechte Umsetzung sowie die prognostizierte Wirksamkeit der 

festgesetzten Maßnahmen überprüft, bewertet und nachvollzogen werden 

können, sind der unteren Naturschutzbehörde regelmäßige Monitoringbe

richte vorzulegen. Ein Monitoringbericht mit Maßnahmendokumentation und 
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fachlicher Bewertung des Maßnahmenerfolgs ist zunächst im 5. und 10. Jahr 

nach der Umsetzung bzw. Fertigstellung im Dezember des jeweiligen Jahres 

vorzulegen. Der Bericht hat die Unterhaltungsmaßnahmen und den Maßnah

menerfolg in schriftlich und bildlich zu dokumentieren und Defizite inklusive 

Vorschläge zur Abhilfe aufzuzeigen. 

2.5. Der genaue Verlauf des Wildschutzzauns im Zufahrtbereich zur Gasüberga

bestation Flurstück 1838/3 ist in der Ausführungsplanung mit der Stadt Her

renberg festzulegen. 

2.6. Zur Wiederherstellung des LRT 6510 ist eine Sicherung, Zwischenlagerung 

sowie Wiedereinbau des relevanten humosen Oberbodens nebst Samenpo

tential im Rahmen der Maßnahme 10 SFFH umzusetzen.  

2.7. Um die Maßnahmeneffizienz bzw. das Entwicklungsziel der Maßnahme 10 SFFH 

abschließend qualitativ und quantitativ zu erfassen, ist das vorgesehene Mo

nitoring bzgl. des LRT 6510 wie folgt anzupassen: die Entwicklungskontrolle 

im Rahmen der Fertigstellungs- und Entwicklungspflege der Flächen hat jähr

lich durch eine fachlich geeignete Person zu erfolgen und ist ebenfalls im De

zember des jeweiligen Jahres vorzulegen. Nach 6 Jahren ist zudem eine Be

wertung nach verfeinerter Kartiermethodik durchzuführen. Diese ist mit der 

unteren Naturschutzbehörde abzustimmen. 

2.8. Die Vorhabenträgerin hat die landschaftspflegerischen Planungen hinsicht

lich der bisher nicht berücksichtigten Mähwiesen-Verlustflächen (LRT 6510) 

in der Ausführungsplanung entsprechend anzupassen und die landschafts

pflegerische Ausführungsplanung der unteren Naturschutzbehörde vor Aus

schreibung vorzulegen. 

2.9. Die Vorhabenträgerin hat die erforderlichen Angaben für das digitale Kom

pensationsverzeichnis innerhalb von sechs Wochen nach Bestandskraft des 
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Planfeststellungsbeschlusses an die untere Naturschutzbehörde zu übermit

teln (ggf. in einer eigenen Fachanwendung (z.B. dem Straßen-Kompensati

onsflächenkataster), aus der die Daten mittels einer automatischen Schnitt

stelle an die zuständige untere Naturschutzbehörde übermittelt werden). Die 

Vorhabenträgerin hat die Planfeststellungsbehörde und die untere Natur

schutzbehörde unverzüglich von Baubeginn bzw. der Fertigstellung des Vor

habens zu unterrichten.  

3. Forstwirtschaft (nicht belegt) 

4. Landwirtschaft, landwirtschaftliches Wegenetz, Flurbereinigung (nicht be

legt) 

5. Wasserwirtschaft und Gewässerschutz 

5.1. Während des Baus sind Verunreinigungen des Bodens und des Grundwas

sers durch geeignete Maßnahmen zu vermeiden. 

5.2. Für den Fall, dass die Straßenentwässerung durch den neuen Radweg, der 

unter der Grünbrücke hindurchgeführt werden soll, verlegt oder verändert 

werden muss, hat die Vorhabenträgerin sicherzustellen, dass eine ordnungs

gemäße Entwässerung gewährleistet wird. 

5.3. Der bereits bestehende Entwässerungsgraben darf durch den Bau und den 

späteren Bestand nicht beeinträchtigt werden. Ein ausreichender Abfluss

querschnitt muss im Gewässer jederzeit gewährleistet sein. 

5.4. Die im geotechnischen Bericht des Büros CDM Smith vom 26.10.2023 enthal

tenen Hinweise zur Pfahlherstellung sind umzusetzen. 

5.5. In der Nähe der Baugrube dürfen wassergefährdende Stoffe (z. B. Dieselkraft

stoffe) nur in einer Auffangwanne gelagert werden. Fahrzeuge und Maschi

nen dürfen nur außerhalb der Baugrube auf befestigten und ordnungsgemäß 
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entwässerten Flächen betankt oder repariert werden. Nach Arbeitsende sind 

sie auf solchen Flächen abzustellen. Das beim Reinigen der Arbeitsmittel (Be

tonpumpe, Transportwagen, etc.) anfallende Schmutzwasser ist zu sammeln 

und fachgerecht zu entsorgen. 

5.6. Durch die Gründungsarbeiten dürfen übereinanderliegende Grundwasser

stockwerke nicht hydraulisch miteinander verbunden werden 

5.7. Die Baumaßnahme ist von einem geotechnischen Sachverständigen zu be

gleiten. Der beauftragte Sachverständige ist der unteren Wasserbehörde zu 

benennen. 

5.8. Es dürfen nur qualifizierte Fach-/Bohrunternehmen beauftragt werden. Die 

ausführende Firma ist der unteren Wasserbehörde zu benennen. 

5.9. Den mit der Durchführung und der Überwachung der Bohrarbeiten beauftrag

ten Personen sind die Bestimmungen der Planfeststellung rechtzeitig vor 

Bohrbeginn bekannt zu geben. 

5.10. Für diese Gründung des Bauwerks ist ein Protokoll zu führen. Dieses Proto

koll ist nach Abschluss der Arbeiten dem Bauherren zu übergeben. 

5.11. Falls wider Erwarten Erdmaterial oder Grundwasser beim Verdrängen zu 

Tage tritt, ist folgendes zu beachten: Ggf. anfallender Bohrschlamm und aus

tretendes Grundwasser dürfen nicht in Oberflächengewässer bzw. in die Ka

nalisation gelangen. Zum Auffangen sind dichte Absetzbehälter in ausrei

chender Anzahl zu verwenden. Bohrklein/Schlämme sind in abfallrechtlich 

zulässiger Weise entsprechend den Vorgaben des Kreislaufwirtschaftsgeset

zes zu verwerten bzw. zu entsorgen. 

5.12. Sollte die Einleitung von Überstandswasser aus Absetzbecken in die 

Schmutzwasserkanalisation erforderlich werden, sind die Vorgaben der örtli

chen Entwässerungssatzung zu beachten. Die Zustimmung des Abwasser

netzbetreibers ist vorher einzuholen. Einleitungen in die Regenwasserkanali

sation oder in ein oberirdisches Gewässer sind nicht zulässig. Zementhaltiges 
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Wasser darf nicht abgeleitet werden. Es sind folgende Grenzwerte für die in

direkte Einleitung in die Schmutzwasserkanalisation einzuhalten: 

pH-Wert: 6,5 – 9,5 

absetzbare Stoffe: 1,0 ml/l Absetzprobe (0,5 Std. im Imhofftrichter) 

Mineralölkohlenwasserstoffe: 20 mg/l 

Chlorkohlenwasserstoffe (CKW): 0,05 mg/l. 

Sollte eine Einleitung in ein Gewässer geplant sein, ist dies mit den örtlichen 

Behörden rechtzeitig anzustimmen. 

6. Bodenschutz 

6.1. Die Bodenkundliche Baubegleitung hat alle bodenbezogenen Arbeiten vom 

Eingriff/Abtrag bis hin zur Rekultivierung zu überwachen und abschließend 

zu dokumentieren. 

6.2. Bei der Überschüttung der Grünbrücke sind die natürlichen Bodenfunktionen, 

insbesondere Ausgleichskörper im Wasserkreislauf und natürliche Boden

fruchtbarkeit durch fachgerechten Bodenaufbau wiederherzustellen. Dazu 

ist gut aggregiertes, kulturfähiges Unterbodenmaterial mit einer hohen nutz

baren Feldkapazität (z.B. schluffige bis schwach tonige Lehme) ohne Ver

dichtung mindestens 1 m, bzw. für die Anpflanzung von Gehölzen 1,7 m bis 

ca. 2 m mächtig ohne Verdichtung aufzubringen und mit 0,2 -0,3 m humosem 

Oberbodenmaterial anzudecken. 

6.3. Zur Vermeidung von Verdichtungen ist das Unter- und Oberbodenmaterial 

mittels Kettenbagger im Streifenverfahren einzubauen. Der eingebaute Bo

den darf dabei nicht befahren werden. 

6.4. Beim Umgang mit Böden und Bodenmaterialien (humoser Oberboden, kultur

fähiger Unterboden), die nach Bauende wieder Bodenfunktionen erfüllen sol

len, sind neben den §§ 6 -8 BBodSchV die DIN 19731 „Verwertung von 
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Bodenaushub“, die DIN 18915 „Vegetationstechnik im Landschaftsbau – Bo

denarbeiten“ sowie die DIN 19639 „Bodenschutz bei der Planung und Durch

führung von Bauvorhaben“ zu beachten und einzuhalten. 

6.5. Vor Beginn von Baumaßnahmen ist durch einen in der Altlastenbearbeitung 

erfahrenen Sachverständigen ein Konzept hinsichtlich der Vorgehensweise 

bzgl. der Erfassung möglicher Verunreinigungen in Absprache mit dem Land

ratsamt Böblingen, Bauen und Umwelt, Bereich Abwasser und Altlasten, zu 

erstellen. 

6.6. Der Beginn von Baumaßnahmen ist dem Landratsamt Böblingen, Bauen und 

Umwelt, Bereich Abwasser und Altlasten, rechtzeitig anzuzeigen. 

6.7. Eingriffe in den Untergrund sind durch einen in der Altlastenbearbeitung er

fahrenen Sachverständigen gutachterlich zu begleiten. 

6.8. Anfallendes verunreinigtes Aushubmaterial ist ordnungsgemäß zu entsorgen 

bzw. wiederzuverwerten. Der Entsorgungsweg bzw. die Behandlung und Wie

derverwertung ist zu dokumentieren und dem Landratsamt Böblingen, Bauen 

und Umwelt, vorzulegen. 

6.9. Sollte bei den Baumaßnahmen organoleptisch (d.h. optisch bzw. geruchlich) 

auffälliges Material angetroffen werden, ist unverzüglich das Landratsamt 

Böblingen, Bauen und Umwelt, Bereich Abwasser und Altlasten, zu benach

richtigen und das weitere Vorgehen abzustimmen. 

7. Kommunale Belange (nicht belegt) 

8. Verkehr 

8.1. Die Vorhabenträgerin hat aus Gründen der Verkehrssicherung im Rahmen der 

Ausführungsplanung zu prüfen, ob je nach Höhe der Böschung, zwischen der 

Straße und dem Radweg eine Absturzsicherung erforderlich ist. 
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9. Klima (nicht belegt) 

10. Öffentliche Sicherheit 

10.1. Es ist sicherzustellen, dass keine bodeneingreifenden Maßnahmen auf den 

Bauflächen durchgeführt werden, bevor diese durch ein Fachunternehmen 

bzw. einen Sachverständigen auf Kampfmittel untersucht und ggf. geräumt 

worden sind. Die Vorhabenträgerin hat alle dafür erforderlichen Maßnahmen 

rechtzeitig vor Baubeginn mit dem Kampfmittelbeseitigungsdienst abzustim

men. 

10.2. Sofern bei den Baumaßnahmen in Betrieb befindliche Teile des Straßennet

zes oder die umliegende Bebauung hinsichtlich der Verkehrsführung, der Zu

gänglichkeit und der Funktionsfähigkeit von Sicherheitseinrichtungen beein

flusst werden, so müssen entsprechende Maßnahmen mit der zuständigen 

Kommune und der für den Brandschutz zuständigen Dienststelle (Kreis

brandmeister) rechtzeitig vor Beginn der Baumaßnahmen abgestimmt wer

den. Der Einsatz der Feuerwehren und Rettungsdienste muss jederzeit mög

lich und sichergestellt sein. 

11. Landesplanung und Raumordnung (nicht belegt) 

12. Leitungsträger und Versorgungsunternehmen (nicht belegt) 

13. Denkmalschutz (nicht belegt) 

14. Baulogistik (nicht belegt) 

15. Arbeitsschutz (nicht belegt) 

16. Private Rechte, insbesondere Eigentum (nicht belegt) 
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V. Zusagen 

Die Antragstellerin hat folgende Zusagen verbindlich abgegeben: 

1. Immissionsschutz (nicht belegt) 

2. Natur und Landschaft 

2.1. Die Vorhabenträgerin wird hinsichtlich des Baumschutzes die Vorschrift R 

SBB anstatt der ausgelaufenen RAS LP4 in der Ausführungsplanung berück

sichtigen. 

3. Forstwirtschaft 

3.1. Die Vorhabenträgerin wird in Abstimmung mit der unteren Forstbehörde und 

der Stadt Herrenberg prüfen, ob eine auf dem städtischen Flurstück Nr. 

1838/13 leicht geänderte Wegeführung zu einem weniger kurvigen Anschluss 

führt. 

4. Landwirtschaft, landwirtschaftliches Wegenetz, Flurbereinigung 

4.1. Die Vorhabenträgerin wird bei den auf den Flurstücken 2417/1, 2412, 2485 

und 2497 auf der Gemarkung Nufringen vorgesehenen Pflanzungen sicher

stellen, dass die Bewirtschaftung der dort vorhandenen Obstbäume weiter

hin möglich ist. 

4.2. Die Vorhabenträgerin wird die Ausgestaltung des geplanten Tores im Wild

zaun auf Flurstück 1838/4, abhängig von der Nutzungshäufigkeit, in der Aus

führungsplanung, festlegen.  

4.3. Sollten aufgrund von Anforderungen an Zäunen im Bereich des Wanderkor

ridors Zäune nicht wolfssicher ausgeführt werden können, um den Korridor 

offenzuhalten, wird die Vorhabenträgerin Entschädigungen in der 
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vorgesehenen Höhe (LPR Herdenschutz 2022) übernehmen, falls Weidetiere 

durch einen Wolf zu Schaden kommen. 

5. Wasserwirtschaft und Gewässerschutz 

5.1. Die Vorhabenträgerin wird die Lage der Entwässerungsmulden und die Ent

wässerung der Zufahrt zum Betriebsgebäude im Rahmen der Ausführungs

planung nochmals prüfen und bei Bedarf anpassen. 

5.2. Die Vorhabenträgerin wird prüfen, ob für die Zeit der Erdbaumaßnahmen ein 

provisorisches Absetzbecken für das Niederschlagswasser (Baustellenwas

ser) zweckmäßig ist. 

5.3. Die Vorhabenträgerin wird die Abflussbahnen bei Starkregenereignissen in 

der Ausführungsplanung beachten und die Geländemodellierung der Grün

brücke so anpassen, dass Niederschlagswasser aus der nördlichen Fläche 

nicht westlich in Richtung Straße geleitet wird. 

6. Bodenschutz (nicht belegt) 

7. Kommunale Belange (nicht belegt) 

8. Verkehr 

8.1. Vor Baubeginn wird eine Beweissicherung des Bestands der öffentlichen Zu

wegungen durchgeführt. 

8.2. Die Vorhabenträgerin wird vor Umsetzung des Vorhabens mit dem Amt für 

Straßenbau und Radfahren und den betroffenen Gemeinden ein Umleitungs

konzept für den Radverkehr abstimmen. 

8.3. Die Vorhabenträgerin wird die Erreichbarkeit der Grünbrücke für Unterhal

tungsarbeiten in der Ausführungsplanung mit dem Betriebsdienst des Land

ratsamt Böblingen abstimmen. 
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8.4. Die Vorhabenträgerin wird die Planung des Wildkatzenzaunes und der passi

ven Schutzeinrichtungen in der Ausführungsplanung mit dem Betriebsdienst 

und dem Fachbereich Verkehr des Landratsamts Böblingen abstimmen. 

8.5. Die Vorhabenträgerin wird eine geänderte Ausführung aufgrund der Steigung 

des geplanten Grünweges entlang des Flurstücks 1621 in der Ausführungs

planung mit den Anliegern abstimmen. 

9. Klima (nicht belegt) 

10. Öffentliche Sicherheit (nicht belegt) 

11. Landesplanung und Raumordnung (nicht belegt) 

12. Leitungsträger und Versorgungsunternehmen 

12.1. Die Vorhabenträgerin wird bezüglich anstehender Bauarbeiten und Verlegun

gen, die sich auf die Gasleitung auswirken, rechtzeitig vor Baubeginn mit der 

Netze BW Kontakt aufnehmen. Entsprechende Eintragungen im Grundbuch 

werden sofern nötig vorgenommen. 

12.2. Die Vorhabenträgerin wird bezüglich anstehender Bauarbeiten und Verlegun

gen, die sich auf das Stromnetz auswirken, rechtzeitig vor Baubeginn mit der 

Netze BW Kontakt aufnehmen. 

12.3. Vor Baubeginn wird eine Planauskunft beim Amt für Tiefbau und Entwässe

rung der Stadt Herrenberg eingeholt. 

13. Denkmalschutz (nicht belegt) 

14. Baulogistik (nicht belegt) 

15. Arbeitsschutz (nicht belegt) 
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16. Private Rechte, insbesondere Eigentum 

16.1. Die Vorhabenträgerin wird mit dem Sportverein Affstätt Maßnahmen zum 

Schutz des Sportplatzes (z.B. Zäune) abstimmen, falls Wildschweinschäden 

eintreten, die auf die neue Situation zurückzuführen sind.  
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VI. Zurückweisung von Einwendungen 

Die Einwendungen der Betroffenen und der sonstigen Einwender sowie die Beden

ken und Hinweise der weiteren Beteiligten werden, soweit sie nicht ausdrücklich 

zurückgenommen oder gegenstandslos geworden sind oder ihnen durch Zusagen 

oder durch diese Entscheidung entsprochen wird, zurückgewiesen. 

VII. Kostenentscheidung 

Diese Entscheidung ergeht gebührenfrei. Die Festsetzung von Auslagen bleibt vor

behalten. Die den Einwendern und Trägern öffentlicher Belange in diesem Planfest

stellungsverfahren entstandenen Kosten sind nicht erstattungsfähig. 
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B. Begründung 

Das Regierungspräsidium Stuttgart hat in Ausübung seines Planfeststellungser

messens beschlossen, die vorliegenden Planunterlagen mit den genannten Neben

bestimmungen und Zusagen festzustellen. Das Vorhaben ist im Hinblick auf die Ziel

setzungen des Fernstraßengesetzes gerechtfertigt und steht im Einklang mit den 

gesetzlichen Planungsleitsätzen. Nachdem das Regierungspräsidium sämtliche öf

fentlichen und privaten Belange sorgfältig gegen- und untereinander abgewogen 

hat, ist es zu der Auffassung gelangt, dass das geplante Vorhaben verwirklicht wer

den soll. 

I. Beschreibung des Vorhabens 

Das Vorhaben umfasst den Bau einer Grünbrücke als Wildtierquerung über die Bun

desstraße B 14 zwischen Herrenberg und Nufringen sowie die Anbindung des Hin

terlandes in Form von so genannten Trittsteinbiotopen.  

Primäres Ziel des Vorhabens ist die Wiedervernetzung der angrenzenden Waldge

biete Schönbuch im Osten mit den Ausläufern des Schwarzwaldes im Westen, um 

dem Problem zunehmender Zerschneidung von Lebensräumen, Verinselung und 

qualitativer Verschlechterung noch vorhandener Lebensräume von Tieren und 

Pflanzen sowie dem dadurch bedingten mangelnden genetischen Austausch zwi

schen den Populationen entgegen zu wirken. Der Bereich zwischen Nufringen und 

Herrenberg ist als national bedeutsamer Korridor für größere Säugetiere eingestuft. 

Als weitere Zielsetzung wird auch eine Optimierung des Trockenlebensraums zwi

schen Schwäbischer Alb und den Neckar- und Tauber-Gäuplatten angestrebt. 

Waldbewohnenden Großsäugetieren sowie Tieren der Trockenlebensräume soll die 

Querung der Bundesstraße ermöglicht werden, um verkehrsbedingte Verluste von 

Individuen zu reduzieren. Eine anthropogene Nutzung der Grünbrücke ist ausge

schlossen. 
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Zur Erreichung dieses Ziels soll die Grünbrücke die B 14 und den parallel verlaufen

den Geh- und Radweg auf einer Breite von 50 Metern gemeinsam überspannen. Die 

B 14 selbst bleibt dabei in Lage und Höhe unverändert. Zum Schutz der Wildtiere 

werden an den Randkappen der Grünbrücke Irritationsschutzwände und ein Wild

schutzzaun errichtet. Die querenden Tiere sollen so geleitet werden, dass sie die 

folgende Bahntrasse an einer relativ flachen Stelle mit niedrigen Böschungen que

ren können. In Folge des Vorhabens wird das angrenzende Wegenetz neu geordnet 

und im Bereich des Brückenbauwerkes erfolgt eine Anpassung der Entwässerung 

mit einer Straßenrinne zwischen Bundesstraße und Radweg. 

Da der Bereich zwischen den zu vernetzenden Waldgebieten durch relativ struktur

armes Offenland geprägt ist, welches für die waldbewohnenden Zielarten einen 

Raumwiderstand darstellt, ist die Schaffung eines grünen Korridors mit Hilfe von 

Trittsteinbiotopen Voraussetzung zur erfolgreichen Vernetzung der naturnahen 

Wälder. Zur Anbindung der Grünbrücke werden deshalb im Rahmen dieses Vorha

bens Lücken zu den bereits bestehenden Trittsteinbiotopen durch Schaffung wei

tere Trittsteinbiotope geschlossen, um so eine Nutzung der Grünbrücke für Wild

tiere möglich zu machen. 

Für weitere Einzelheiten wird auf die Planungsunterlagen verwiesen.  
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II. Zuständigkeit und Verfahren 

Die verfahrensrechtlichen Voraussetzungen für die Planfeststellung sind erfüllt. 

1. Zuständigkeit der Planfeststellungsbehörde 

Das Regierungspräsidium Stuttgart ist für dieses Vorhaben die zuständige Planfest

stellungsbehörde, § 17b Abs. 1 Nr. 2 S. 1 FStrG, § 3 Nr. 2 FStrGZuVO, §§ 11, 12 Abs. 1 

LVG. 

2. Verfahren 

Die Bundesrepublik Deutschland – Bundesstraßenverwaltung –, vertreten durch die 

Abteilung 4 - Mobilität, Verkehr, Straßen des Regierungspräsidiums Stuttgart, be

antragte mit Schreiben vom 05.06.2025 die Durchführung eines Planfeststellungs

verfahrens für den Bau einer Grünbrücke über die B 14 im Abschnitt Herrenberg – 

Nufringen. Das Regierungspräsidium Stuttgart, vertreten durch Referat 24 der Ab

teilung 2, leitete daraufhin mit Schreiben vom 25.09.2025 das Anhörungsverfahren 

ein. 

Die erforderliche allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls hat ergeben, dass durch das 

geplante Vorhaben keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf die Schutzgü

ter des UVPG zu erwarten sind. Auf die Durchführung einer Umweltverträglichkeits

prüfung wurde daher verzichtet (vgl. B.III.). Die Feststellung und die wesentlichen 

Gründe für das Nichtbestehen der UVP-Pflicht wurden der Öffentlichkeit durch Ein

stellen des Bekanntmachungstextes auf der Internetseite des RPS am 25.09.2025 

bekannt gegeben, § 5 Abs. 2 UVPG. 

Die Planunterlagen wurden in der Zeit vom 01.10.2025 bis einschließlich 31.10.2025 

auf der Internetseite des Regierungspräsidiums Stuttgart veröffentlicht, § 17a Abs. 

3 S. 1 FStrG. Zeit und Ort der Veröffentlichung wurden am 30.09.2025 auf der 
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Internetseite des Regierungspräsidiums Stuttgart und im Gäubote bekannt ge

macht, § 17a Abs. 3 S. 3 bis 5 FStrG. Eine leicht zu erreichende Zugangsmöglichkeit 

gem. §  

17a Abs. 3 S. 2 FStrG wurde auf Anfrage in Form einer Papierfassung bei der Stadt

verwaltung Herrenberg zur Verfügung gestellt. Nicht ortsansässig Betroffene wur

den mit Schreiben vom 30.09.2025 von der Veröffentlichung benachrichtigt, §§ 17a 

Abs. 1 FStrG, 73 Abs. 5 S. 3 LVwVfG. a.F. 

Die Einwendungsfrist endete am 14.11.2025, §§ 17a Abs. 1 FStrG, 73 Abs. 4 S. 1 

LVwVfG a.F. Hierauf wurde in der Bekanntmachung hingewiesen, §§ 17a Abs. 1 

FStrG, 73 Abs. Abs. 4 S. 4 LVwVfG a.F. 

Mit Schreiben vom 30.09.2025 wurden die betroffenen Kommunen, die weiteren Trä

ger öffentlicher Belange und die anerkannten Naturschutzvereinigungen um Stel

lungnahme gebeten, §§ 17a Abs. 1 FStrG, 73 Abs. 2 LVwVfG a.F. 

Im Rahmen des Verfahrens konnte die Vorhabenträgerin die Betroffenheit von pri

vaten Dritten reduzieren, indem sie teilweise anstatt eines Erwerbs eine dingliche 

Sicherung von in Anspruch zu nehmenden Flächen vorgesehen hat. Da die Betroffe

nen dadurch nicht erstmalig oder stärker betroffen waren, war keine erneute Anhö

rung erforderlich, § 73 Abs. 8 Hs. 1 LVwVfG a.F. Zudem konnte die Vorhabenträgerin 

durch Verkleinerung des Baustreifens auf die Inanspruchnahme von Magerrasenflä

chen auf Flurstück 1838/11 verzichten. Die Unterlagen sind in der Ausführungspla

nung entsprechend anzupassen. Da diese Änderung in den Unterlagen noch nicht 

abgebildet ist, wurde sie durch Nebenbestimmung A.IV.2.2. abgesichert. Eine er

neute Anhörung nach § 73 Abs. 8 Hs. 1 LVwVfG a.F. war hier ebenso nicht erforder

lich. Selbiges gilt für die bisher nur als Wirtschaftswiesen mittlerer Standorte kar

tierten (Biotoptyp 33.40) Flächen, die nun als Mähwiesen-Verlustflächen (LRT 6510) 

bewertet wurden (s.u.).  
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Auf die Durchführung eines Erörterungstermins wurde gemäß § 17a Abs. 5 S. 1 FStrG 

verzichtet. Nach Einschätzung der Planfeststellungsbehörde ist der Sachverhalt 

auch ohne Durchführung eines förmlichen Erörterungstermins bezüglich der im Ver

fahren vorgebrachten Punkte vollständig aufgeklärt. Mit einem weiteren Informati

onsgewinn im Rahmen eines Erörterungstermins war nicht zu rechnen. Wo erforder

lich, ging die Vorhabenträgerin im Rahmen der Planänderungen selbstständig auf 

Verfahrensbeteiligte zu, führte Abstimmungsgespräche, nahm redaktionelle Ände

rungen und Ergänzungen in den Planunterlagen vor und erteilte gegenüber der 

Planfeststellungsbehörde Zusagen (vgl. A.V). 

Zusammenfassend hatten alle Betroffenen ausreichend Gelegenheit, sich über die 

Planung zu informieren und ihre Anregungen, Forderungen und Einwendungen vor

zubringen. Die Planfeststellungsbehörde hat bei ihrer Entscheidungsfindung alle 

Stellungnahmen und Einwendungen in gebührendem Maße berücksichtigt. Die für 

das Planfeststellungsverfahren maßgeblichen Verfahrensvorschriften wurden so

mit eingehalten. 
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III. Umweltverträglichkeit 

Für das Vorhaben besteht keine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltver

träglichkeitsprüfung.  

Gemäß § 9 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2, Satz 2 und Abs. 4, 7 Abs. 1 UVPG in Verbindung mit 

Anlage 1 Nr. 14.6 zum UVPG war im Wege einer allgemeinen Vorprüfung des Einzel

falls festzustellen, ob für das Vorhaben die Pflicht zur Durchführung einer Umwelt

verträglichkeitsprüfung besteht. Die allgemeine Vorprüfung hat ergeben, dass unter 

Berücksichtigung der in Anlage 3 des UVPG aufgeführten Kriterien durch das ge

plante Vorhaben keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf die Schutzgüter 

des UVPG zu erwarten sind. Auf die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprü

fung wurde daher verzichtet. Zur Vorbereitung der Vorprüfung hat die Vorhabenträ

gerin entsprechend § 7 Abs. 4 UVPG geeignete Angaben nach Anlage 2 zu den 

Merkmalen des Vorhabens und des Standorts sowie zu den möglichen erheblichen 

Umweltauswirkungen übermittelt. Die Höhere Naturschutzbehörde wurde mit E-

Mail vom 17.09.2025 um Stellungnahme gebeten. Die Feststellung und die wesent

lichen Gründe für das Nichtbestehen der UVP-Pflicht wurden der Öffentlichkeit 

durch Einstellen des Bekanntmachungstextes auf der Internetseite des RPS am 

25.09.2025 bekannt gegeben, § 5 Abs. 2 UVPG.  

Entscheidend waren u.a. die vorhandenen Vorbelastungen durch die B 14, die Bahn

linie sowie eine Mittelspannungsfreileitung in dem Gebiet sowie die überwiegend 

baubedingten, also lediglich temporären Eingriffe in die Schutzgüter. Insgesamt 

wirkt sich die Maßnahme positiv auf den Naturhaushalt aus und verbessert die Be

standssituation von Tieren und Pflanzen. 

Beeinträchtigungen von Biotoptypen, FFH- und Vogelschutzgebieten sowie einem 

Naturdenkmal durch Rodungen, Erdbewegungen und Emissionen wie Lärm sind 

ebenfalls lediglich vorübergehend. Betroffen sind dadurch auch Fortpflanzungs- 

und Ruhestätten besonders geschützter Arten wie der Zauneidechse, der 
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Haselmaus, der Fledermaus und Brutvögeln. Die betroffenen Gebiete werden nach 

Abschluss der Baumaßnahme vollumfänglich wiederhergestellt, sodass keine dau

erhaften Beeinträchtigungen verbleiben. Zum Schutz der besonders geschützten 

Arten sind entsprechende Vermeidungs- sowie CEF-Maßnahmen vorgesehen. Die 

ökologische Funktion der Fortpflanzungs- und Ruhestätten bleibt daher im räumli

chen Zusammenhang erhalten; das Eintreten von Verbotstatbeständen wird vermie

den. Auch bezüglich der Brutstätte des Rotmilans in ca. 150 Metern Entfernung süd

lich zum geplanten Vorhaben ergeben sich keine erheblichen dauerhaften Beein

trächtigungen. Die Baumaßnahmen erfolgen außerhalb der Brutzeit. Zudem ist die 

lediglich temporäre Einschränkung des Horststandortes unter Berücksichtigung der 

ohnehin wechselnden Horste des Rotmilans als unkritisch anzusehen. Der Horst 

wird nicht zerstört und kann im Folgejahr wiederbesetzt werden. Es kommt daher 

zu keiner erheblichen Beeinträchtigung der Schutzgüter Tiere, Pflanzen, biologische 

Vielfalt, kulturelles Erbe und sonstiger Schutzgüter. 

Mit Ausnahme des Radweges hat das Plangebiet keine große Bedeutung für den 

Menschen als Naherholungsgebiet. Auf den baubedingt beanspruchten Flächen 

werden die bestehenden Nutzungen wiederhergestellt. Die Wegeverbindung des 

Feldweges bleibt bestehen. Wohnbebauung ist in der näheren Umgebung nicht vor

handen. Es kommt daher zu keiner erheblichen Beeinträchtigung des Menschen 

oder der menschlichen Gesundheit. 

Während der Baumaßnahmen kommt es zu geringen Flächeninanspruchnahmen für 

Baustelleneinrichtungs- und Lagerflächen. Kleinflächige Versiegelungen im Bereich 

der Brückenfundamente können nicht vermieden werden, aber der Eingriff ist als 

unerheblich einzustufen. Aufgrund der Vermeidungsmaßnahmen kommt es zu kei

ner erheblichen Beeinträchtigung von Grund- oder Oberflächenwasser. Die beiden 

östlich der B 14 und nordöstlich an das Gebiet angrenzenden Landschaftsschutz

gebiete werden nicht erheblich beeinträchtigt. Die optischen, dauerhaften 
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Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes durch den Wildschutzzaun werden 

durch geplante Neupflanzungen abgemildert, so dass keine erheblichen Beein

trächtigungen verbleiben. Beeinträchtigungen durch Emissionen wie Staub und 

Lärm sind lediglich vorübergehender Natur. Es kommt daher zu keiner erheblichen 

Beeinträchtigung der Schutzgüter Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und Land

schaft. Auch in Summe bzw. Wechselwirkung zueinander liegen hier keine erhebli

chen nachteiligen Umweltauswirkungen vor. Die jeweiligen Eingriffe sind sowohl für 

sich genommen als auch kumuliert gesehen nur von geringem Ausmaß. Es handelt 

sich insbesondere um keine Auswirkungen, die vom Ausmaß, von der Komplexität 

oder der Schwere her gravierend sind. Insgesamt sind die mit dem Vorhaben ver

bundenen Eingriffe und Wirkungen lokal begrenzt und als gering zu beurteilen. 
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IV. Rechtliche Würdigung 

Gemäß §§ 1 Abs. 4 Nr. 1, 17 Abs. 1 S. 1 FStrG bedarf das Vorhaben der Antragstellerin 

der Planfeststellung. Im Rahmen der Abwägung wurden die von dem Vorhaben be

rührten öffentlichen und privaten Belange von der Planfeststellungsbehörde ge

prüft und bewertet. Die eingehende Prüfung kommt zum Ergebnis, dass die für die 

Planfeststellung des Vorhabens erforderlichen Voraussetzungen erfüllt sind. 

1. Planrechtfertigung 

Der Bau der Grünbrücke über die B 14 ist planerisch gerechtfertigt. 

Die Planrechtfertigung ist ein ungeschriebenes Erfordernis jeder Fachplanung und 

eine Ausprägung des Prinzips der Verhältnismäßigkeit staatlichen Handelns, das 

mit Eingriffen in private Rechte verbunden ist. Das Erfordernis ist erfüllt, wenn für 

das beabsichtigte Vorhaben gemessen an den Zielsetzungen des jeweiligen Fach

planungsgesetzes ein Bedarf besteht, die geplante Maßnahme unter diesem Blick

winkel also erforderlich ist. Das ist nicht erst bei Unausweichlichkeit des Vorhabens 

der Fall, sondern wenn es vernünftigerweise geboten ist (st. Rspr., s. BVerwG, Urteil 

vom 16.03.2006, 4 A 1075.04). 

Gemäß § 3 Abs. 1 S. 2 FStrG haben die Träger der Straßenbaulast nach ihrer Leis

tungsfähigkeit die Bundesfernstraßen in einem dem regelmäßigen Verkehrsbedürf

nis genügenden Zustand zu bauen, zu unterhalten, zu erweitern oder sonst zu ver

bessern; dabei sind die sonstigen öffentlichen Belange einschließlich des Umwelt

schutzes zu berücksichtigen. 

Zudem haben alle öffentlichen Planungsträger bei ihren Planungen und Maßnah

men die Belange des Biotopverbunds zu berücksichtigen (§ 20 BNatSchG, bzw. 22 

NatSchG) und daher ein Netz verbundener Biotope zu schaffen, das mindestens 10 

Prozent der Fläche eines jeden Landes umfassen soll. 
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Primäres Ziel ist die Vernetzung der angrenzenden Waldgebiete Schönbuch im Os

ten und Ausläufer des Schwarzwaldes im Westen, um eine Wanderung von waldbe

wohnenden Großsäugetieren zu ermöglichen. Sekundäres Ziel ist zudem die Opti

mierung des Trockenlebensraums zwischen Schwäbischer Alb und der Neckar- und 

Tauber-Gäuplatten, um den genetischen Austausch von Vertreten der Trockenha

bitate zu ermöglichen. Da der Bereich zwischen den zu vernetzenden Waldgebieten 

durch relativ strukturarmes Offenland geprägt ist, welches für die waldbewohnen

den Zielarten einen Raumwiderstand darstellt, ist die Schaffung eines grünen Korri

dors mit Hilfe von Trittsteinbiotopen Voraussetzung zur erfolgreichen Vernetzung 

der naturnahen Wälder im Nordwesten und Südosten und Nutzung des geplanten 

Wiedervernetzungsstandorts durch die Zielarten des Generalwildwegeplans. 

Das planfestgestellte Vorhaben wird diesen Zielen gerecht. Mit der Planung wird 

eine deutliche Verbesserung der Wiedervernetzung von Lebensraumkorridoren er

reicht. 

Der Betrieb der B 14 zwischen Herrenberg und Nufringen bewirkt im Bestand eine 

latente Zerschneidung der Lebensraumkorridore zwischen den Waldbereichen 

Schönbuch und Nordschwarzwald und läuft damit aktuellen Zielsetzungen der Bio

topvernetzung und insofern wiederum des Artenschutzes und der Biodiversität zu

wider. Damit also die Folgen des vom Straßenbaulastträger vornehmlich zu gewähr

leistenden öffentlichen Verkehrs, dem die B 14 gewidmet ist, mit diesen umwelt

rechtlichen Verpflichtungen zu einem Ausgleich gebracht werden können, ist die 

Errichtung einer Grünbrücke erforderlich, um die Wander- und Austauschbeziehun

gen zwischen den Lebensräumen dies- und jenseits der Verkehrsachse zu ermögli

chen. Das Bundesprogramm für Wiedervernetzung weist dabei den Abschnitt der B 

14 zwischen Herrenberg und Nufringen als einen prioritären Wiedervernetzungsab

schnitt aus. Ziel des Bundesprogramms für Wiedervernetzung ist es, im Bestand des 

überregionalen Verkehrsnetzes Maßnahmen zur Wiedervernetzung an den 
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wichtigsten Punkten der Lebensraumkorridore durchzuführen, an denen mit den ge

gebenen finanziellen Mitteln der größtmögliche Nutzen erzielt werden kann. Gemäß 

des Bundesprogramms Wiedervernetzung geht von einem Verkehrsweg eine hohe 

Zerschneidungswirkung aus, wenn dieser u.a. von mehr als 10.000 Fahrzeugen am 

Tag genutzt wird. Damit stellt die B 14, die laut Verkehrsmonitoring 2019 in diesem 

Bereich einen DTVW6 von ca. 17.900 Kfz/24h aufweist, eine der Hauptbarrieren im 

gegenständlichen Wanderkorridor auf. 

Der Wildtierkorridor setzt zwischen den zu verknüpfenden Lebensräumen soge

nannte „Trittsteinbiotope“ voraus, da die Zielarten im Offenland nur begrenzte 

Wege zurücklegen und dazwischen Deckung in höheren Strukturen suchen müssen. 

Da die mittlerweile auch im Herrenberger Wald kartierte Zielart der Wildkatze zu 

den besonders sensiblen Waldbewohnern zählt, wurden die Abstände zwischen 

den Trittsteinbiotopen maßgebend hinsichtlich der Ansprüche der Wildkatze fest

gelegt. Sie legt maximal 100 bis 200 m im Offenland zurück. Um die bislang lücken

hafte Verbindung zwischen den Habitaten fachlich korrekt herzustellen und die mit 

dem Vorhaben angestrebte Wirkung des Wildtieraustausches zu ermöglichen, sind 

auch in einiger Entfernung von der die B 14 überspannenden Grünbrücke Trittstein

biotope zwingend erforderlich.  

Durch die Grünbrücke in Verbindung mit den Trittsteinbiotopen wird die Vorgabe 

des Bundesnaturschutzgesetzes bzw. Landesnaturschutzgesetzes erfüllt und ein 

Netz verbundener Biotope entsprechend §21 BNatSchG, §22 NatSchG geschaffen. 

Die Tatsache, dass die Wildtiere zusätzlich noch im weiteren Verlauf die westlich 

der Grünbrücke gelegene Bahnstrecke der Gäubahn überwinden müssen, steht der 

Zielerreichung nicht entgegen. Die beauftragten Fachbüros sehen in der Querung 

der Bahnlinie kein Problem für die Wildtiere, da diese vor allem nachts aktiv sind, 

wenn kaum Bahnverkehr stattfindet. Zudem wurde der Standort der Grünbrücke 

auch so gewählt, dass die Tiere auf eine gut zu überquerende Stelle der Bahnstrecke 
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gelenkt werden. Die Eisenbahninfrastrukturbetreiberin hat keine Bedenken hierge

gen geäußert. Auch eventuell vorhandener Freizeitverkehr durch Menschen steht 

der Zielerreichung nicht entgegen, da die meisten Wildtiere nachtaktiv sind. Glei

ches gilt für die zu überquerende K 1068, da diese in ebenem Gelände verläuft und 

von den Tieren zügig überquert werden kann und das Kollisionsrisiko als gering an

gesehen werden kann.  

2. Alternativen/Varianten und Optimierungsvarianten 

Das fachplanerische Abwägungsgebot (§ 17 Abs. 1 S. 6 FStrG) verlangt, ernsthaft 

anbietende Alternativlösungen bei der Zusammenstellung des abwägungserhebli

chen Materials zu berücksichtigen und mit der ihnen objektiv zukommenden Bedeu

tung in die vergleichende Prüfung der von den möglichen Alternativen jeweils be

rührten öffentlichen und privaten Belange einzustellen. Zu den in das Verfahren ein

zubeziehenden und zu untersuchenden Alternativen gehören neben den von Amts 

wegen ermittelten auch solche, die von dritter Seite im Laufe des Verfahrens vorge

schlagen wurden. Die Planfeststellungsbehörde ist indes nicht verpflichtet, die Va

riantenprüfung bis zuletzt offenzuhalten und alle von ihr zu einem bestimmten Zeit

punkt erwogenen oder von dritter Seite vorgeschlagenen Alternativen gleicherma

ßen detailliert und umfassend zu untersuchen. Auch im Bereich der Planungsalter

nativen braucht sie den Sachverhalt nur so zu klären, wie dies für eine sachgerechte 

Entscheidung und eine zweckmäßige Gestaltung des Verfahrens erforderlich ist. Sie 

ist befugt, Alternativen, die sich auf Grund einer Grobanalyse als weniger geeignet 

erweisen, schon in einem frühen Verfahrensstadium auszuscheiden (st. Rspr., s. 

BVerwG, Beschluss vom 24.04.2009 - 9 B 10.09). 

Unter Beachtung dieser Maßstäbe haben die Untersuchungen gezeigt, dass das 

jetzt planfestgestellte Vorhaben gemessen an den Planungszielen die insgesamt 
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beste Lösung ist. Die Antragstellerin hat die vorzugwürdigste Alternative zum Errei

chen ihrer Planungsziele gewählt. 

Die Eingrenzung des Untersuchungsgebietes ergibt sich aus dem Bundesprogramm 

für Wiedervernetzung. Die B 14 zwischen Herrenberg und Nufringen ist darin als pri

oritärer Wiedervernetzungsabschnitt zwischen dem Schwarzwald und dem Schön

buch aufgeführt. Der Korridor wird am nördlichen Rand durch die Bebauung der Ge

meinde Nufringen begrenzt, am südlichen Rand durch die Bebauung der Stadt Her

renberg. Das Untersuchungsgebiet umfasst eine Strecke von ungefähr 1,1 km. Anzu

führen sind in diesem Zusammenhang außerdem der NABU-Bundeswildwegeplan 

sowie der Generalwildwegeplan des Landes Baden-Württemberg, wonach es sich 

beim entsprechenden Abschnitt der B 14 um eine bedeutsame potenzielle Ausbrei

tungsachse für Waldarten sowie um einen Teil eines Wildkorridors mit nationaler 

Bedeutung handelt. Großräumige Alternativen sind aufgrund der Vorgaben und 

Ziele der Maßnahme nicht vorhanden. 

Grundlage für die Auswahl der Vorzugsvariante stellt die Machbarkeitsstudie der 

ANUVA Stadt- und Umweltplanung GbR aus dem Jahre 2017 dar (vgl. Unterlage 

19.5). Diese hat unter Auswertung der erhobenen Daten (u.a. übergeordnete Planun

gen, Schutzgebiete, Erhebungen zu Fauna, Habitatstruktur, Biotop- und Nutzungs

typen, Lebensraumkorridore, Topographie) und unter Berücksichtigung der definier

ten Zielarten und deren Bedürfnisse sowie vorhandener Zwangspunkte und Barrie

ren vier mögliche Varianten näher untersucht (vgl. 2.2. bis 2.5.). Eine weitere Vari

ante (Unterführung, vgl. 2.6.) schied bereits zu einem früheren Zeitpunkt aus der 

Betrachtung aus. 

Wesentliche Zwangspunkte im engeren Untersuchungsgebiet ergeben sich durch 

eine Gasübergabestation, ein flächenhaftes Naturdenkmal, mehrere gesetzlich ge

schützte Biotope, kartierte Zauneidechsenhabitate sowie ein angrenzendes Natura 

2000 Gebiet („Schönbuch“). Im Korridor befinden sich außerdem eine Polizeischule 
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(ehemaliger IBM-Standort) sowie ein Reiterhof. Die Hauptbarriere im Wanderkorri

dor stellt die Bundesstraße B 14 dar. Zusätzlich sind die Bahnlinie der Gäubahn, die 

Kreisstraße K 1068 sowie die zunehmende Siedlungsentwicklung anzuführen. 

Der vorhandene regionale Grünzug und die Grünzäsur sind beizubehalten. Der Wild

tierkorridor muss auch künftig von Barrieren wie Bebauung, Gartenhaussiedlungen 

etc. freigehalten werden. 

Maßgeblich für den Erfolg der Maßnahme im Hinblick auf die primären Zielarten ist 

eine entsprechende Hinterlandanbindung, also die Schaffung eines engmaschigen 

grünen Korridors mit Trittsteinen aus deckungsreichen Habitaten wie Feldgehölzen 

und Hochstaudenfluren.  

Obwohl das Bundesprogramm für Wiedervernetzung eine Querung der B 14 in Ver

bindung mit der Bahnlinie vorsieht, wurden mangels vorhandener Planungen hierzu 

lediglich Varianten ohne kombinierte Lösung für die Bahnquerung ausgearbeitet. 

Dies wurde auch im Rahmen der Anhörung bemängelt (vgl. hierzu auch 2.7.). Wie 

der Verband Region Stuttgart in der Anhörung zutreffender Weise vorgetragen hat, 

ist der (mehr-)gleisige Ausbau der Bahnstrecke vorgesehen. Allerdings bestehen 

noch keine hinreichend sicheren Planungen dahingehend, auf welcher Seite der 

Gleise die Erweiterung stattfinden soll. Auch ist nicht geklärt, wie viele Gleise hin

zukommen sollen. Daher kann eine gemeinsame Überquerung zum derzeitigen Zeit

punkt noch gar nicht umgesetzt werden. Eine Querung der Bahngleise kann erst im 

Rahmen des Ausbaus der Bahngleise realisiert werden. Daher ist in der gegenständ

lichen Planung vorgesehen, die Tiere so zu leiten, dass sie die Bahntrasse an einer 

relativ flachen Stelle mit niedrigen Böschungen queren können. Die Strecke ist nicht 

eingezäunt und wird nur mit vergleichsweise geringen Geschwindigkeiten befahren. 

Die beauftragten Fachbüros sehen in der Querung der Bahnlinie kein Problem für 

die Wildtiere, da diese vor allem nachts aktiv, wenn kaum Bahnverkehr stattfindet. 
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Die Eisenbahninfrastrukturbetreiberin hat diesbezüglich ebenfalls keine Bedenken 

geäußert. 

2.1. Nullvariante 

Der Verzicht auf die Maßnahme kommt aufgrund der unter B.IV.1. genannten Pla

nungsziele nicht in Betracht. Zwar ließen sich mit der „Nullvariante“ u.a. Eingriffe in 

landwirtschaftliche Flächen, ein Naturdenkmal und Zauneidechsenhabitate vermei

den, doch sind diese Eingriffe im Interesse der Zielerreichung hinzunehmen, zumal 

das Bundesprogramm Wiedervernetzung den Abschnitt konkret als prioritären Wie

dervernetzungsabschnitt vorsieht. Auch bestehen keine unüberwindlichen gegen

läufigen Belange, die dazu nötigen, von der Planung Abstand zu nehmen (s. 

BVerwG, Urteil vom 10.04.1997 - 4 C 5/96). Die Nullvariante stellt keine taugliche 

Alternative dar. 

2.2. Variante 1 (Standort 1) 

Standort 1 befindet sich im Verlauf der B 14 ungefähr bei Station 1.030 [m] zwischen 

der Polizeischule bzw. der Buswendeschleife und der Einmündung zur K 1068. Von 

der Einmündung aus befindet er sich ca. 230 m südlich. 

Die Variante greift in den Kernbereich eines Naturdenkmals mit umfangreichen Ma

gerrasenbeständen sowie westlich der B 14 in den Kernlebensraum der Zau

neidechse und gesetzlich geschützten Magerrasen (Biotoptyp 36.50) ein. Von der 

Betroffenheit mindestens eines Höhlenbaums auf der nördlichen Seite der B 14 ist 

auszugehen. 

Des Weiteren kann die Zielerreichung der Maßnahme nicht sichergestellt werden. 

Die westlich der Bahn entstehende Lücke mit weniger geeigneten Habitaten steht 

der Vernetzung der Trockenlebensräume, insbesondere für die Zauneidechse, ent

gegen. Die Wanderachse der primären Zielarten von der Grünbrücke in Richtung 

Nordwesten ist durch einen steilen Einschnitt der Bahntrasse mit dichtem Bewuchs 
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gestört. Im weiteren Verlauf grenzt direkt an die Kreisstraße (westlich der Bahnlinie) 

zudem eine Kleingartenanlage, die ein zusätzliches Wanderhindernis darstellt. 

2.3. Variante 2 (Standort 2 - Vorzugsvariante) 

Standort 2 befindet sich ebenfalls zwischen der Polizeischule bzw. der Buswende

schleife und der Einmündung zur K 1068 ungefähr bei Station 945 [m] im Netz der B 

14. Westlich der B 14 und ca. 100 m nördlich der Buswendeschleife gelegen befindet 

sich eine mit dichtem Bewuchs umgebene Gasübergabestation. Variante 2 führt 

nördlich daran vorbei. Die Straße verläuft an der vorgesehenen Stelle halbseitig 

leicht im Einschnitt. Die Ausläufer des Waldes reichen bis fast an die mögliche Grün

bücke heran. Die Eisenbahntrasse liegt an dieser Stelle kaum im Einschnitt, weshalb 

sie eine gute Querungsmöglichkeit bietet. Westlich der Bahnlinie sind keine weite

ren Hindernisse vorhanden. Unter Berücksichtigung der genannten Gegebenheiten 

ist bei dieser Variante mit hoher Wahrscheinlichkeit eine Zielerreichung (primär und 

sekundär) zu erwarten. Die Variante unterstützt den wahrscheinlichsten Wander

weg der Wildkatze als exemplarische Zielart für die weiteren waldbewohnenden 

größeren Säugetiere. Im Hinblick auf die sekundäre Zielart Zauneidechse ist die 

Wirksamkeit der Maßnahme als sehr gut zu beurteilen. Verlorene Lebensräume 

(Feldhecke, Fettweide) können durch hochwertigere Trockenhabitate ausgeglichen 

werden. Eine Vergrämung kann in unmittelbar benachbarte Habitate auf der Ost

seite der B 14 erfolgen. 

Als nachteilig zu bewerten, ist die temporäre Beanspruchung des Naturdenkmals 

östlich der B 14. Eingriffe in den gesetzlich geschützten Magerrasen (FFH-LRT 6210) 

können vermieden werden (s.u.). Identifizierte Höhlenbäume sollen erhalten wer

den; für Brutvögel werden entsprechende Maßnahme vorgesehen. Hinsichtlich vor

handener Fledermausarten sind keine Konflikte zu erwarten.  
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2.4. Variante 3 (Standort 3) 

Der Standort befindet sich ca. 100 m entfernt von Standort 2 bei Station 850 [m] in 

der Nähe der Kreuzung der B 14 mit der ehemaligen K 1043 in Richtung Affstätt. Er 

liegt direkt über einer Gasleitung und der Einfahrt für eine Gasübergabestation. Die 

Gasleitung müsste bei dieser Variante verlegt werden. Im Kreuzungsbereich erge

ben sich durch die Grünbrücke Sichtbeeinträchtigungen sowie im Gegenzug vo

raussichtlich Störwirkungen auf der Brücke. Die Verlegung der Gasleitung führt sehr 

wahrscheinlich zu einem erheblichen Eingriff in den direkt angrenzenden Lebens

raum der Zauneidechse. Das Gebiet hat sich in den Untersuchungen als bedeutsa

mes Fortpflanzungshabitat mit der größten Zahl an erfassten Individuen dargestellt 

und ist daher wenig geeignet. 

2.5. Variante 4 (Standort 4) 

Der Standort befindet sich im Verlauf der B 14 ein Stück weiter südlich der anderen 

untersuchten Standorte auf Höhe der Polizeischule und eines Reiterhofs ca. bei Sta

tion 305 [m]. Der Flächennutzungsplan der Stadt Herrenberg sieht auf der Ostseite 

der B 14 ein Sondergebiet als Erweiterung des ehemaligen IBM-Standorts vor. Das 

heutige Gelände der Polizeischule weist große Flächenversiegelungen auf, ist um

zäunt und stellt somit eine Barriere auf dem kürzesten Weg zwischen der Grünbrü

cke und dem östlich liegenden Wald dar. Störungen durch Gewerbelärm und Licht 

sind ebenfalls zu berücksichtigen. Auf der Westseite der B 14 führt der umzäunte 

Reiterhof dazu, dass eine Offenhaltung des Wanderkorridors ausgeschlossen ist. 

Das Ziel der Maßnahme kann hier somit nicht mehr erreicht werden. 

2.6. Variante 5 (Unterführung) 

Als Alternative zu den Überführungen wurde eine Unterführung südlich des Stand

orts 3 (Alternative 3) betrachtet, im Zuge derer die Tiere auf die bestehende Bahn

unterführung zugeleitet würden. Diese Variante schied bereits frühzeitig aus der 
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Betrachtung aus. Hauptgrund ist die mangelnde Zielerreichung der Wiedervernet

zungsmaßnahme. Das kühlere und feuchtere Mikroklima einer Unterführung steht 

den auf Sonne und Wärme angewiesenen Trockenlebensräumen mit den darin vor

kommenden Arten entgegen. In der Folge ist die Herstellung eines übergangslosen 

Biotopverbunds kaum möglich. 

2.7. Ergebnis 

Von den näher betrachteten Varianten (Standorte 1 bis 4) erweist sich Standort 4 

aufgrund vorhandener Barrieren und Störwirkungen als ungeeignet, die vorgegebe

nen Ziele der Planung zu erreichen. Zudem steht ein Nutzungskonflikt (Gebietsaus

weisung im Flächennutzungsplan der Stadt Herrenberg) dem Grünbrückenstandort 

entgegen.  

Standort 1 ist mit umfangreichen Eingriffen in ein Naturdenkmal, Magerrasen und 

Zauneidechsenlebensräume verbunden. Der betroffene Höhlenbaum wäre arten

schutzrechtlich genauer zu betrachten. Der tiefe Einschnitt der Bahntrasse, die vor

handene Kleingartenanlage sowie die Lücke an geeigneten Habitaten westlich der 

Bahn führen zu einer Behinderung der Wanderachse und zu einer mangelnden Zie

lerreichung im Hinblick auf die Vernetzung der Trockenlebensräume. Standort 1 er

scheint somit weniger geeignet, die Ziele der Planung zu erreichen und gleichzeitig, 

Eingriffe in hochwertige Flächen und Habitate zu vermeiden.  

Die Lage über einer Gasleitung und direkt über der Einfahrt für eine Gasübergabe

station verbunden mit der daraus resultierenden erforderlichen Verlegung der Gas

leitung stellt einen großen Nachteil des Standortes 3 dar. Die Verlegung der Gas

leitung wäre mit einem erheblichen Eingriff in den unmittelbar angrenzenden Zau

neidechsenlebensraum verbunden.  

Standort 2 ist ebenfalls verbunden mit Eingriffen in das Naturdenkmal östlich der 

B 14, allerdings lediglich temporär. Verlorene Zauneidechsenlebensräume 
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(Feldhecke, Fettweide) können auf der Grünbrücke durch hochwertigere Trocken

habitate ausgeglichen werden. Eingriffe in Magerrasen und die Beeinträchtigung ei

nes Höhlenbaums können vermieden werden. Hinsichtlich der Zielerreichung bietet 

Standort 2 die besten Voraussetzungen. Die Lage der Grünbrücke innerhalb des 

Korridors entspricht dem wahrscheinlichsten Wanderweg der Wildkatze als exemp

larische primäre Zielart. Weiter sprechen u.a. die Topographie des Geländes und die 

sonstigen Gegebenheiten für diese Variante. Die Straße liegt hier im leichten Ein

schnitt, die Bahnlinie wiederum kaum, was deren Querung vereinfacht. Die Wald

ausläufer reichen durch eine natürliche Verlängerung aufgrund von Hecken, Gehöl

zen nahezu an den Grünbrückenstandort heran. Wartungshäuschen und Gasleitung 

auf der Westseite der B 14 sind durch entsprechende Gehölzstrukturen eingebun

den. Hindernisse oder Barrieren gibt es im weiteren Verlauf der Wanderroute im Ge

gensatz zu Variante 1 nicht. Standort 2 fügt sich stattdessen darüber hinaus in das 

Projekt „Wildkatzensprung“ des BUND Baden-Württemberg ein, wodurch bereits 20 

Flurstücke als Trittsteine hergestellt werden konnten. Die Ergänzung weiterer Tritt

seine ist im Rahmen der vorliegenden Planungen für eine umfassende Hinterland

anbindung und Sicherstellung der Zielerreichung vorgesehen (vgl. hierzu auch 

B.IV.1.).  

Standort 2 unterstützt die Verteilung der Tierarten der Trockenlebensräume. Der 

Eingriff in Randbereiche des Naturdenkmals und Verlust von Teilhabitaten der Zau

neidechse trägt durch die unmittelbare Nähe zur Grünbrücke und deren Ausgestal

tung zugleich zu einer Vernetzung der Zauneidechsen- bzw. Trockenlebensräume 

und Stärkung des Lebensraumes bei.  

Unter Berücksichtigung der Eingriffe und Beeinträchtigungen im Verhältnis zur Ver

wirklichung der Planungsziele hat die Vorhabenträgerin mit Standort 2 (Vorzugsva

riante) die in der Gesamtschau vorzugwürdigste gewählt. 
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Auch hinsichtlich der Ausgestaltung der Variante bestehen keine Bedenken seitens 

der Planfeststellungsbehörde. Die gemeinsame Überspannung von B 14 und Geh- 

und Radweg entspricht den geltenden Vorgaben („Merkblatt für die Anlage von 

Querungshilfen für Tiere und zur Vernetzung von Lebensräumen an Straßen, M AQ 

2022“). Zudem wurden die Planungen des Landratsamtes Böblingen für einen künf

tigen Radschnellweg hinsichtlich des Verlaufs und Querschnitts bereits berücksich

tigt. 

Einwenderseitig wurde mehrfach bemängelt, dass die Planung keine gleichzeitige 

Querung der Bahnlinie vorsehe. Des Weiteren wurde vorgetragen, dass der Freizeit

verkehr im geplanten Korridor durch die geplante Besiedelung weiterer Gebiete der 

Gemeinde Nufringen und der Stadt Herrenberg weiter zunehme und weitere Barrie

ren wie das Übungsgelände des Hundesportvereines/der Hundeschule sowie der 

Sportplätze des Sportvereins Affstätt oder auch die Kleingartenanlage und die Po

lizeischule nicht oder nicht ausreichend berücksichtigt worden seien. 

Die vorliegende Maßnahme enthält keinen Planungsauftrag für die Querung der 

Bahnlinie und unterliegt damit nicht dem Zuständigkeitsbereich des Baulastträgers 

der Bundesstraße (vgl. zur Straßenbaulast auch § 3 FStrG). Das Überwinden der 

Gäubahn steht darüber hinaus der Zielerreichung nicht entgegen. Die Strecke ist 

nicht eingezäunt und verfügt über ein geschottertes Gleisbett. Die Fahrgeschwin

digkeiten sind relativ gering, die Taktung nachts nur stündlich. Damit stellt die Que

rung der Bahnlinie für größere, vor allem nachtaktive Wildtiere kein Problem dar - 

zumal der Standort der Grünbrücke auch so gewählt wurde, dass die Tiere auf eine 

gut zu überquerende Stelle der Bahnstrecke gelenkt werden. Auch kleinere, weni

ger mobile Tiere wie die Haselmaus sind dazu in der Lage. Das geschotterte Gleis

bett kommt den Reptilien zugute, sodass die Bahnlinie für sie ebenfalls keine un

überwindbare Barriere darstellt. Insgesamt ist aus der fehlenden Überspannung der 

Bahngleise keine gesteigerte Gefahr für das des Tierwohl anzunehmen. Die 
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Bedenken des Eisenbahnbundesamtes hinsichtlich der Querung der Bahnstrecke 

können, wie das Eisenbahnbundesamt selbst feststellt, angesichts der positiven 

Stellungnahme des Infrastrukturbetreibers zurückgestellt werden. 

Sollten sich die oben dargestellten Gegebenheiten (insbesondere Ausbau der 

Bahnlinie, Taktverdichtung) in der Zukunft ändern, wie dies vom Verband Region 

Stuttgart vorgetragen wurde, ist die Erforderlichkeit einer Querungshilfe über die 

Bahnlinie im Zuge dessen zu überprüfen. Aktuell sind keine entsprechend konkre

ten Planungen und Umsetzungszeiträume bekannt. Insbesondere gibt es keine ge

sicherten Planungen, auf welcher Seite der Gleise eine Erweiterung erfolgen soll, 

sodass eine zusätzliche Querung der Bahnlinie nicht einmal geplant werden könnte. 

Den Bedenken hinsichtlich des zunehmenden Freizeitverkehrs am gewählten 

Standort ist entgegen zu halten, dass dieser vorwiegend tagsüber stattfindet, wäh

rend die Zielarten überwiegend nachtaktiv sind. Die Wildkatze als eine der primären 

Zielarten soll den Korridor auch lediglich durchwandern und sich nicht in diesem 

Gebiet ansiedeln. Störungen können damit nahezu ausgeschlossen werden.  

Sämtliche Barrieren wurden bei der Standortwahl berücksichtigt, liegen teilweise 

nicht im Korridor oder können umwandert werden. Selbst Sportplätze müssen nicht 

zwingend Hindernisse darstellen, so lange sie nicht umzäunt sind, da der Freizeit

verkehr auf Ihnen tagsüber stattfindet. Etwaige Wohnbebauung ist ausreichend weit 

entfernt. 

Der Allgemeine Deutsche Fahrradclub e.V. (ADFC) bemängelt, dass durch die Ein

beziehung und Überspannung des Radweges bereits eine Vorentscheidung über 

den künftigen Verlauf des geplanten Radschnellweges von Herrenberg nach Stutt

gart getroffen werde. Die Linienführung wird als kritisch angesehen, da sie lediglich 

auf einer Machbarkeitsstudie basiere und damit einige näher erläuterte Nachteile 

verbunden seien. Der künftige Radschnellweg wurde mit dem derzeitigen Planungs

stand in der vorliegenden Planung ausreichend berücksichtigt. Eine Aktualisierung 
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und öffentliche Diskussion der Machbarkeitsstudie ist im Hinblick auf die dadurch 

verursachten Verzögerungen für den Bau der Grünbücke nicht realisierbar. Das 

Landratsamt Böblingen hat zudem die weitere Planung der Linie parallel zur B 14 

bestätigt und in seiner Stellungnahme keine Einwände gegen die geplanten Radwe

geführung und die Freihaltung der Trasse unter der Brücke vorgetragen. Die Abwä

gung der detaillierten Linienführung im weiteren Planungsverfahren für den Rad

schnellweg obliegt grundsätzlich dem Landratsamt. Das primäre Ziel der Wieder

vernetzung kann durch die Bündelung von Verkehrsachsen am besten erreicht wer

den. Eine Planung des Radschnellweges auf der östlichen Seite der B 14 würde die

sem Ziel zuwiderlaufen; eine zusätzliche Zerschneidung wäre die Folge. Darüber 

hinaus befinden sich auf östlicher Seite großräumig die FFH- und Vogelschutzge

biete "Schönbuch". Durch den Bau der Grünbrücke erfolgt keine Festlegung des 

Verlaufes des Radschnellweges und es werden keine unüberwindbaren Planungs

hindernisse für den Radschnellweg geschaffen. 

3. Dimensionierung 

Die Planfeststellungsbehörde hält die in den Planunterlagen festgelegte Dimensio

nierung des Vorhabens für angemessen. Dies betrifft insbesondere auch die ge

plante Durchfahrthöhe der Brücke. Die lichte Höhe über der B 14 beträgt mindestens 

4,70 m. Auf Grund der Bogenform variiert die Höhe, sodass Durchfahrtshöhen von 

über 4,70 m möglich sind. Da die B 14 zwischen Herrenberg und Nufringen nicht als 

offizielle Schwerlaststrecke ausgewiesen ist, konnten keine über den Regelfall hin

ausgehende Durchfahrthöhen festgelegt werden.  
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4. Vereinbarkeit des Vorhabens mit den betroffenen öffentlichen und privaten 

Belangen 

4.1. Immissionsschutz 

Das Vorhaben ist mit den Belangen des Immissionsschutzes vereinbar. Das Vorha

ben liegt weit außerhalb von Siedlungsstrukturen. Nachteilige Wirkungen auf 

Rechte Dritter durch bau- oder betriebsbedingte Schall- oder Erschütterungsimmis

sionen sind nicht zu erwarten. 

4.2. Natur und Landschaft 

Die vorliegende Planung verletzt keine naturschutzrechtlichen Vorschriften. 

4.2.1. Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung 

Das Vorhaben entspricht den Vorgaben der naturschutzrechtlichen Eingriffsrege

lung (§§ 13 ff. BNatSchG, §§ 14 ff. NatSchG). Nach § 13 Satz 1 BNatSchG sind erheb

liche Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft vom Verursacher vorrangig zu 

vermeiden. Nicht vermeidbare erhebliche Beeinträchtigungen sind nach § 13 Satz 2 

BNatSchG durch Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen oder, soweit dies nicht mög

lich ist, durch einen Ersatz in Geld zu kompensieren. Mit der Realisierung des Vor

habens gehen unter anderem die bau- und anlagebedingte Inanspruchnahme von 

Gehölz-, Wiesen- und Ackerflächen, die Versiegelung von Flächen und der Verlust 

von Biotop- und Habitatstrukturen einher. Das planfestgestellte Vorhaben stellt da

mit einen naturschutzrechtlich relevanten Eingriff in Natur und Landschaft dar. Die 

Erheblichkeit des Eingriffs ergibt sich daraus, dass Flächen in einer Weise in An

spruch genommen werden, dass ihre ökologische Funktionsfähigkeit nicht mehr ge

geben bzw. reduziert ist. Im Erläuterungsbericht (Unterlage 1) sowie im Land

schaftspflegerischen Begleitplan (Unterlage 19.1) sind die für den Naturhaushalt 

und seine Schutzgüter sowie die für das Landschaftsbild zu erwartenden 
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Beeinträchtigungen im Einzelnen beschrieben. Die durchgeführten Erhebungen und 

Analysen orientieren sich an den anerkannten Methoden und üblichen Standards 

und werden auch dem vorliegenden projektbezogenen Einzelfall gerecht. Die Vor

habenträgerin hat alles unternommen, um die vorhabenbedingten Umweltauswir

kungen ausreichend zu ermitteln und zu bewerten, um auf dieser gesicherten 

Grundlage die geeigneten Maßnahmen treffen zu können. 

4.2.1.1. Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen 

Nach § 15 Abs. 1 Satz 1 BNatSchG ist der Verursacher eines Eingriffs verpflichtet, 

vermeidbare Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft zu unterlassen. Ver

meidbar sind Beeinträchtigungen gemäß § 15 Abs. 1 Satz 2 BNatSchG, wenn zumut

bare Alternativen, den mit dem Eingriff verfolgten Zweck am gleichen Ort ohne oder 

mit geringeren Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft zu erreichen, gegeben 

sind. Das Vermeidungsgebot ist striktes Recht und damit nicht Gegenstand der 

fachplanerischen Abwägung (s. BVerwG, Beschluss vom 30.10.1992 - 4 A 4.92). Die 

Vermeidbarkeit bezieht sich immer auf die Frage, ob bei der Verwirklichung des Vor

habens an der vorgesehenen Stelle erhebliche Beeinträchtigungen von Natur und 

Landschaft vermieden oder zumindest vermindert werden können. Das Verbot ver

meidbarer Beeinträchtigungen ist daher darauf gerichtet, den Eingriff an Ort und 

Stelle so gering wie möglich zu halten. Dies bedeutet, dass Beeinträchtigungen, die 

zum Erreichen eines planerisch gewollten Zieles nicht erforderlich sind, vermieden 

werden müssen. 

Diese Vorgaben werden im vorliegenden Fall erfüllt. Für das Vorhaben wurden um

fangreiche Vorkehrungen und Maßnahmen zur Vermeidung und Minimierung erheb

licher Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft entwickelt (vgl. Landschafts

pflegerischer Begleitplan Unterlage 19.1), welche nachfolgend zusammengefasst 

dargestellt werden. 
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Da die im Zuge des Vorhabens zu rodenden Gehölzbestände u.a. Brutvögeln als 

Fortpflanzungs- und Ruhestätten dienen, werden Rodungsarbeiten und weitere Ar

beiten zur Baufeldfreimachung zeitlich beschränkt (Maßnahme 1 V). Eingriffe in Ge

hölze erfolgen daher unter Beachtung der Vorgaben des § 39 Abs. 5 BNatSchG aus

schließlich in der Zeit vom 1. Oktober bis zum 28. Februar. Durch den Bau der Grün

brücke wird der Brutplatz eines Rotmilans sowie eines Mäusebussards vorüberge

hend unbenutzbar. Der Horst des Rotmilans befindet sich ca. 150 m in südlicher 

Richtung zur geplanten Grünbrücke, der des Mäusebussards in ca. 200 m Entfer

nung in südöstlicher Richtung. Durch den Lärm während des Bauzeitraums ist die 

Wahrscheinlichkeit, dass die betroffenen Arten die Brut aufgrund der anhaltenden 

Störung (Lärm, menschliche Anwesenheit, optische Störreize) aufgeben, hoch. Um 

zu vermeiden, dass (ungeschlüpfte) Jungvögel zu Schaden kommen, wird der Bau

beginn in den Zeitraum außerhalb des Brutzeitraums des Rotmilans und Mäusebus

sards vom 01. September bis 01. März gelegt. Zudem werden die Gehölzrodungen 

durch die Umweltbaubegleitung (Maßnahme 7 V) begleitet. Zum Schutz der Hasel

maus sowie von Zauneidechse und Schlingnatter werden die Wurzelstücke bei den 

Rodungen zunächst im Boden belassen (Maßnahme 4 V). Aufgrund eines temporä

ren Verlustes von Quartieren von Fledermäusen gelten auch hier Beschränkungen 

des Rodungszeitraums (Maßnahme 1 V). Zudem ist ein gesondertes Vorgehen bei 

Nacharbeiten vorgesehen (Maßnahme 6 V), welches aufgrund einer Forderung der 

unteren Naturschutzbehörde hinsichtlich der zu verwendenden Lichtquellen spezi

fiziert wurde (A.IV.2.3.). Da hinsichtlich der Reptilien ebenfalls von einem temporä

ren Verlust von Lebensraum auszugehen ist, erfolgt eine Vergrämung (Maßnahme 

3 V) und die Wurzelstöcke werden zunächst belassen (Maßnahme 4 V). Da die Bio

toptypen im Bauzeitraum im Bereich der Baustelleneinrichtungsflächen und des 

Baufeldes stark beeinträchtigt werden, erfolgt der Schutz von wertvollen Lebens

räumen und die Wiederherstellung der temporär beeinträchtigten Biotope (Maß

nahme 5 V). Ergänzend hat die Vorhabenträgerin bauzeitliche Schutzmaßnahmen 
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der FFH-Mähwiese auf Flurstück 1621 und des Magerrasens auf Flst. 1938/11 ent

sprechend der Forderung der unteren Naturschutzbehörde zu ergreifen (A.IV.2.1.). 

Die untere Naturschutzbehörde hatte zudem gefordert, auf einen Eingriff in die Ma

gerrasenfläche auf Flurstück 1838/11 zu verzichten. In Absprache mit der unteren 

Naturschutzbehörde hat die Vorhabenträgerin den Baustreifen in diesem Bereich 

daher verkleinert, sodass kein Eingriff stattfindet. Da diese Änderung in den Unter

lagen noch nicht abgebildet ist, wurde sie durch Nebenbestimmung A.IV.2.2. abge

sichert. Die Planungen sehen zudem vor, dass eine Umweltbaubegleitung einge

setzt wird (Maßnahme 7 V). Zudem werden Maßnahmen zum Schutz der im Baufeld 

vorhandene Bäume ergriffen (Maßnahme 9 V). Die baubedingten Bodenverdichtun

gen, -abtragungen und -umlagerungen werden von der Umweltbaubegleitung 

(Maßnahme 7 V) überwacht. Zudem erfolgt eine bodenkundliche Baubegleitung un

ter Berücksichtigung des Bodenschutzkonzeptes (Maßnahme 8 V). Mögliches Aus

treten von Schmier- und Betriebsstoffen von Baufahrzeugen wird durch die Einset

zung der Umweltbaubegleitung (Maßnahme 7 V) entgegengetreten. Den Beein

trächtigungen durch Staub und Gehölzentfernung wird ebenfalls durch die Umwelt

baubegleitung (Maßnahme 7 V) sowie die bodenkundliche Baubegleitung und Be

rücksichtigung des Bodenschutzkonzeptes (Maßnahme 8 V) entgegengetreten. Zu

dem wurde die in den Planungen vorgesehene Umweltbaubegleitung (Maßnahme 7 

V) durch eine Monitoringpflicht gegenüber der unteren Naturschutzbehörde er

gänzt (A.IV.2.4.). Der genaue Verlauf des Wildschutzzauns im Zufahrtbereich zur 

Gasübergabestation Flurstück 1838/3 ist in der Ausführungsplanung mit der Stadt 

Herrenberg festzulegen (A.IV.2.5.). 

Die geplanten Vorkehrungen und Maßnahmen sowie die übrigen Ausführungsmo

dalitäten stellen sicher, dass Natur und Landschaft nur in einem unerlässlichen Um

fang in Anspruch genommen werden. Die dennoch verbleibenden unvermeidbaren 
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Beeinträchtigungen werden durch die vorgesehenen landschaftspflegerischen Aus

gleichs- und Gestaltungsmaßnahmen kompensiert. 

4.2.1.2. Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 

Nach § 15 Abs. 2 Satz 1 BNatSchG ist der Verursacher eines Eingriffs verpflichtet, 

unvermeidbare Beeinträchtigungen durch Maßnahmen des Naturschutzes und der 

Landschaftspflege auszugleichen (Ausgleichsmaßnahmen) oder zu ersetzen (Er

satzmaßnahmen). Ausgeglichen ist eine Beeinträchtigung nach § 15 Abs. 2 Satz 2 

BNatSchG, wenn und sobald die beeinträchtigten Funktionen des Naturhaushalts in 

gleichartiger Weise wiederhergestellt sind und das Landschaftsbild landschaftsge

recht wiederhergestellt oder neu gestaltet ist. Da sich unvermeidbare Beeinträchti

gungen im Sinne eines ökologischen Status quo nicht tatsächlich ausgleichen las

sen, ist hier eine wertende Betrachtung erforderlich. Ausgleichsmaßnahmen müs

sen so beschaffen sein, dass in dem betroffenen Landschaftsraum ein Zustand her

beigeführt wird, der den früheren Zustand in der gleichen Art und mit der gleichen 

Wirkung fortführt. Dies erfordert zwar nicht die Ausführung am unmittelbaren Ort 

des Eingriffs, die Ausgleichsmaßnahmen müssen sich aber dort, wo die mit dem Vor

haben verbundenen Beeinträchtigungen auftreten, noch auswirken. Dies ist der Fall, 

wenn zwischen ihnen und dem Eingriffsort ein räumlich-funktionaler Zusammen

hang besteht (s. BVerwG, Urteil vom 23.08.1996 - 4 A 29.95). Ersetzt ist eine Beein

trächtigung nach § 15 Abs. 2 Satz 3 BNatSchG, wenn und sobald die beeinträchtig

ten Funktionen des Naturhaushalts in dem betroffenen Naturraum in gleichwertiger 

Weise hergestellt sind und das Landschaftsbild landschaftsgerecht neugestaltet 

ist. Die landschaftspflegerische Begleitplanung des antragsgegenständlichen Vor

habens wird diesen Vorgaben gerecht. 

Dies zugrunde gelegt, sieht das Maßnahmenkonzept der Vorhabenträgerin folgende 

Ausgleichs- und Gestaltungsmaßnahmen vor: 
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- 10 SFFH: Maßnahme zur Herstellung von Biotoptypen auf der Grünbrücke und 

Wiederherstellung von weiteren temporär betroffenen Biotopen. Diese Maß

nahme wurde durch die Nebenbestimmungen A.IV.2.6. und A.IV.2.7. um Maß

nahmen zur Sicherung, Lagerung und des Wiedereibaus humosen Oberbo

dens sowie zum Monitoring ergänzt, um Fehlentwicklungen entgegenwirken 

zu können und die prognostizierte Wirksamkeit der Maßnahmen sicherzustel

len. 

- 11 G: Hinterlandanbindung - Um den Tieren die Wanderung zur Grünbrücke 

hin, bzw. von dort weg zum nächsten Waldstück zu erleichtern, werden Tritt

steinbiotope als Hinterlandanbindung der Grünbrücke geschaffen. 

- 12 ACEF; Anbringung von Gartenrotschwanz-Nistkästen, 3 Stück 

- 13 ACEF; Anbringung von Staren-Nistkästen, 9 Stück 

- 14 ACEF; Anbringung von Feldsperling-Nistkästen, 3 Stück 

- 15 ACEF; Anbringung von Fledermaus-Flachkästen, 15 Stück 

- 16 ACEF; Anbringung von Haselmaus-Nistkästen, 10 Stück 

- 17 ACEF, Aufwertung des Reptilienlebensraums. 

In Rahmen der Anhörung hat die untere Naturschutzbehörde darauf hingewiesen, 

dass das Vorhaben anlagen- und baubedingt Flächen in Anspruch nimmt, bei denen 

es sich um Mähwiesen-Verlustflächen (LRT 6510) handelt, die aber bisher nur als 

Wirtschaftswiesen mittlerer Standorte (Biotoptyp 33.40) kartiert waren. Am östli

chen Brückenfuß ist eine Verlustfläche auf ca. 100 m² und im Bereich des geplanten 

Wirtschaftsweges auf ca. 60 m² betroffen. Der Eingriff in den LRT 6510 beträgt laut 

LBP bisher 65 m2 (im Baustellenbereich, temporär) und 280 m2 im Bereich des Gras

weges (dauerhaft). Bisher nicht berücksichtigt wurden daher Mähwiesen-Verlust

flächen mit insgesamt 160 m2. Insgesamt beträgt der Eingriff daher ca. 505 m2. Die 

Flächen können allerdings im Bereich der Grünbrücke vollständig wiederhergestellt 

werden, da der Bau des Brückenbauwerks einen großen Flächenüberschuss 



Planfeststellungsbeschluss für den Bau einer Grünbrücke über die B 14 Herrenberg – Nufringen (BW 10 Wiedervernetzung) 

45 

bewirkt. Diese Flächen zur Wiederherstellung sind dem Grundsatz nach auch be

reits im LBP, einschließlich der Unterhaltung und Pflege berücksichtigt, so dass 

keine neuen Betroffenheiten ausgelöst werden. Der Vorhabenträgerin wurde aufge

geben, die Unterlagen in der Ausführungsplanung entsprechend anzupassen und 

die landschaftspflegerische Ausführungsplanung der unteren Naturschutzbehörde 

vor Ausschreibung vorzulegen (A.IV.2.8.). 

Alle Ausgleichs- und Gestaltungsmaßnahmen sind geeignet und auf Flächen vor

gesehen, die aufwertungsbedürftig und -fähig sind. Die jeweilige ökologische Eig

nung und die Zuordnung zu den Beeinträchtigungen der einzelnen Schutzgüter sind 

im Erläuterungsbericht zum Landschaftspflegerischen Begleitplan (Unterlage 19.1) 

nachvollziehbar beschrieben. Durch die Umweltbaubegleitung wird sichergestellt, 

dass sowohl der Eingriff in Natur und Landschaft als auch die im landschaftspflege

rischen Begleitplan festgesetzten Maßnahmen fachgerecht ausgeführt werden. 

Darüber hinaus wird entsprechend § 15 Abs. 4 Satz 1 BNatSchG, § 15 Abs. 3 Satz 1 

NatSchG gewährleistet, dass die Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen so

wie die Ausgleichs- und Gestaltungsmaßnahmen in dem jeweils erforderlichen Zeit

raum unterhalten werden. Soweit sich die Maßnahmen ausnahmsweise auf Flächen 

erstrecken, die im Eigentum von Privatpersonen stehen, werden diese - je nach er

forderlichem Unterhaltungszeitraum - vorübergehend beansprucht oder erworben 

bzw. dinglich gesichert. 

4.2.2. Geschützte Teile von Natur und Landschaft 

4.2.2.1. Natura 2000 

Gemäß § 34 Abs. 1 BNatSchG sind Projekte vor ihrer Zulassung oder Durchführung 

auf ihre Verträglichkeit mit den Erhaltungszielen eines Natura 2000-Gebiets zu 

überprüfen, wenn sie einzeln oder im Zusammenwirken mit anderen Projekten oder 

Plänen geeignet sind, das Gebiet erheblich zu beeinträchtigen. Im 
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Untersuchungsraum sind zwei Natura 2000-Schutzgebiete ausgewiesen. Es handelt 

sich um ein Schutzgebiet der Fauna-Flora-Habitat (FFH) Richtlinie (Richtlinie 92/43/ 

EWG) und ein Schutzgebiet der Vogelschutz-Richtlinie (Richtlinie 2009/147/EG). 

Unter Würdigung der Planunterlagen nebst den abgegebenen Stellungnahmen und 

Einwendungen verbleiben keine vernünftigen Zweifel, dass nachhaltige Auswirkun

gen auf die beiden Schutzgebiete vermieden werden können. Erheblichen Beein

trächtigungen der Schutzgebiete in ihren für die Erhaltungsziele oder den Schutz

zweck maßgeblichen Bestandteilen können ausgeschlossen werden, so dass das 

Planvorhaben nach § 34 Abs. 2 BNatSchG zulässig ist. 

4.2.2.1.1. FFH-Gebiet „Schönbuch“ 

Zur Beurteilung einer möglichen Beeinträchtigung von FFH-Gebieten und ihrer 

Schutzziele durch Wirkungen des Vorhabens hat die Vorhabenträgerin die Durch

führung einer FFH-Verträglichkeitsprüfung für das FFH-Gebiet beauftragt (Unter

lage 19.4). Das Gutachten kommt zusammenfassend zu dem Ergebnis, dass durch 

das Vorhaben zwar zwei nach Anhang I FFH-Richtlinie geschützte Lebensräume 

(LRT 6212 Submediterrane Halbtrockenrasen (siehe hierzu Anmerkungen unten) 

und LRT 6510 (Magere Flachland-Mähwiesen), und eine nach Anhang II FFH-Richt

linie geschützte Art (Gelbbauchunke) beeinträchtigt werden. Allerdings sind auf

grund der geplanten landschaftspflegerischen Maßnahmen mit dem Vorhaben 

keine erheblichen Beeinträchtigungen des FFH-Gebiets, seiner Erhaltungsziele oder 

für den Schutzzweck maßgeblichen Bestandteile verbunden.  

Die Ausführungen in der FFH-Verträglichkeitsprüfung sind plausibel und nachvoll

ziehbar. Allerdings hat sich herausgestellt, dass die in der FFH-Verträglichkeitsprü

fung angenommenen flächenhaften Inanspruchnahmen des LRT 6212 (Submediter

rane Halbtrockenrasen) mit 1.270 m² viel zu groß angesetzt worden sind. Tatsäch

lich war nur eine Inanspruchnahme von 40 m² vorgesehen. Auf diese 
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Inanspruchnahme konnte allerdings durch die Verkleinerung des Baustreifens voll

ständig verzichtet werden vgl. Kapitel. B.IV.4.2.1.1. und Nebenbestimmung A.IV.2.2. 

Das FFH-Gebiet „Schönbuch“ (Schutzgebiets-Nr. 7420341) erstreckt sich von Her

renberg nach Tübingen bis nach Aichtal und nimmt eine Fläche von über 11.000 ha 

ein. Es stellt das größte zusammenhängende Waldgebiet zwischen Alb und Stutt

gart dar und ist ein bedeutendes Buchenwaldgebiet. Am Rand befinden sich mehr 

als 600 ha Streuobstwiesen und von den vorhandenen Kalkmagerrasen (LRT 6212) 

sind 70% als prioritär einzustufen. Es ist ein Netz aus unbelasteten Quellbächen vor

handen sowie Bachauen und Galeriewälder. Zudem finden sich dort viele aufgefors

tete Sturmwurfflächen. Für jeden einzelnen FFH-Lebensraumtyp und jede FFH-Art 

sind genaue Erhaltungsziele festgelegt. Diese sollen sicherstellen, dass die Größe 

und Qualität der gemeldeten Vorkommen erhalten bleibt und es zu keinem Verlust 

der im Standartdatenbogen gemeldeten LRT und Arten gibt. Die Erhaltungsziele 

sind dem Managementplan zu entnehmen  

Im Einzelnen: 

- LRT 6510 Magere Flachland-Mähwiesen: Innerhalb der Baustelle und der 

Baustelleneinrichtungsflächen befinden sich rund 65 m² des LRT 6510 Ma

gere Flachland-Mähwiese. Es handelt es sich dabei um Flächen, die lediglich 

temporär zur Baustelleneinrichtung benötigt werden. Auf diesen Flächen 

kann der LRT vollständig wiederhergestellt werden. Auf rund 280 m² außer

halb der eigentlichen Baustelle und BE-Flächen wird es jedoch zu einem dau

erhaften Eingriff in den LRT 6510 kommen. Grund ist ein zu verlegender Gras-

weg. Dieser wird künftig durch eine aktuell unzerschnittene Flachland-Mäh

wiese am östlichen Rand des Plangebiets verlaufen Auf diesen 280 m² wird 

die Mähwiese in einen Grasweg umgewandelt, der LRT kann hier nicht wie

derhergestellt werden. Der LRT 6510 Magere Flachland-Mähwiesen nimmt im 

FFH-Gebiet eine Gesamtfläche von 334,86 ha ein. Der Verlust von 280 m² 
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entspräche 0,0081 %. Der Verlust bliebe somit unterhalb der Erheblichkeits

schwelle von 1 % der Gesamtfläche (Gemäß Lambrecht, H. & Trautner, J. 

(2007): Fachinformationssystem und Fachkonventionen zur Bestimmung der 

Erheblichkeit im Rahmen der FFH-VP). Im Rahmen der Anhörung hat die un

tere Naturschutzbehörde korrekterweise darauf hingewiesen, dass auch in 

bisher nicht berücksichtigte Mähwiesen-Verlustflächen (am östlichen Brü

ckenfuß ist eine Verlustfläche auf ca. 100 m² und im Bereich des geplanten 

Wirtschaftsweges auf ca. 60 m² betroffen) eingegriffen wird. Diese waren bis

her als Wirtschaftswiesen mittlerer Standorte (Biotoptyp 33.40) kartiert. Ins

gesamt beträgt der Eingriff in Mähwiesen-Verlustflächen (LRT 6510) daher 

ca. 505 m2. Die Fachkonvention ermöglicht einen quantitativ-absoluten Flä

chenverlust bis max. 1.000 m², der nicht überschritten wird. Die Gesamtfläche 

des LRT im FFH-Gebiet beträgt 334,86 ha. Der Verlust von 505 m2 entspricht 

0,015 %. Bei einem Verlust von bis zu 0,1% darf daher in 1000 m2 eingegriffen 

werden. Sowohl die kartierten Mähwiesenflächen als auch die Mähwiesen-

Verlustflächen können im Bereich der Grünbrücke vollständig wiederherge

stellt werden. Diese Flächen zur Wiederherstellung sind bereits im LBP, ein

schließlich der Unterhaltung und Pflege berücksichtigt, so dass keine neuen 

Betroffenheiten ausgelöst werden. Die Vorhabenträgerin hat die Unterlagen 

und die landschaftspflegerischen Maßnahmen entsprechend anzupassen 

und der unteren Naturschutzbehörde vor Baubeginn zur Abstimmung vorzu

legen (A.IV.2.8.). Es entsteht im Ergebnis keine erhebliche Beeinträchtigung. 

- FFH-Arten: Die meisten Arten des FFH-Anhangs II im FFH-Gebiet „Schön

buch“ haben in dem Bereich der geplanten Grünbrückenbaustelle keine Le

bensstätte (vgl. Unterlage 19.4), weshalb keine Beeinträchtigung durch das 

Vorhaben anzunehmen ist. Eine mögliche Betroffenheit besteht lediglich für 

die Arten Großes Mausohr, Bechsteinfledermaus und Gelbbauchunke. Für die 

beiden Fledermausarten ist das gesamte FFH-Gebiet als Lebensstätte 
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abgegrenzt. Die durchgeführten Fledermausuntersuchungen ergaben, dass 

Bechsteinfledermaus und Großes Mausohr wahrscheinlich im Untersu

chungsgebiet vorkommen, die Rufe konnten allerdings nicht eindeutig iden

tifiziert werden. Potenzielle Quartierbäume werden aber erhalten und die 

Jagd- und Streifgebiete der Arten sind so weitreichend, dass eine Beeinträch

tigung aus fachlicher Sicht ausgeschlossen werden kann. Nach dem Natura 

2000-Managementplan wird durch die Baustelle zudem ein Teil der großflä

chig abgegrenzten Lebensstätte der Gelbbauchunke betroffen sein. Die Le

bensstätte erstreckt sich flächig östlich der B 14. Entlang der B 14 wird daher 

temporär in die Lebensstätte der Gelbbauchunke eingegriffen. Es handelt 

sich dabei um knapp 1,6 ha Fläche. Bei den Ortsbegehungen wurden auf der 

betroffenen Fläche jedoch keine für die Gelbbauchunke besonders relevan

ten Strukturen, wie temporäre Gewässer entdeckt, die vom Vorhaben betrof

fen wären. Nach Abschluss der Bauarbeiten für die Grünbrücke werden die 

Flächen wiederhergestellt, es verbleibt keine dauerhafte Beeinträchtigung 

der Lebensstätte für die Gelbbauchunke. Daher liegt auch keine erhebliche 

Beeinträchtigung der Art vor. 

4.2.2.1.2. Vogelschutzgebiet 

Das Vogelschutzgebiet „Schönbuch“ (Schutzgebiets-Nr. 7420441) befindet sich 

zwischen Herrenberg, Tübingen und Walddorfhäslach und bedeckt eine Fläche von 

über 15.000 ha. Es deckt sich stellenweise mit dem FFH-Gebiet, beinhaltet daher 

ebenfalls große Buchenwaldflächen sowie verschiedenste weitere Biotoptypen wie 

Streuobst, Wiesen, Äcker, Halb-trockenrasen, Hecken, Bachläufe, Weinberge und 

Waldsäume. Auch für die Arten der EU-Vogelschutzrichtlinie gibt es individuelle Er

haltungsziele, die im Managementplan festgehalten sind. Diese enthalten zumeist 

die Erhaltung spezieller Biotoptypen, die für die Arten als Lebensraum wichtig sind 

sowie den Erhalt der Fortpflanzungs- und Nahrungsstätten. 
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Mangels Lebensstätten im Plangebiet des Vorhabens konnte für eine erhebliche An

zahl an Arten der Vogelschutzrichtlinie, die aktuell im Gebiet leben oder dort einmal 

vorkamen, eine Betroffenheit mit Sicherheit ausgeschlossen werden (vgl. Unterlage 

19.4). Eine mögliche Betroffenheit der verbleibenden Arten, Schwarzmilan, Rotmi

lan, Baumfalke, Wespenbussard, Grauspecht, Wendehals, Halsbandschnäpper und 

Mittelspecht wurde vertieft betrachtet. Für fast alle Arten konnte eine erhebliche 

Beeinträchtigung ausgeschlossen werden. Für den Rotmilan ist eine gesonderte Be

trachtung erfolgt. In rund 150 m Entfernung südlich zur geplanten Baustelle befindet 

sich ein Rotmilanhorst. Dieser wurde im Jahr 2022 durch ein Rotmilanpaar genutzt. 

Daher ist davon auszugehen, dass der Rotmilan das Nest im Zeitraum des Baus der 

Grünbrücke aufgrund der zu erwartenden Störungen (Lärm, Bewegungsreize, 

menschliche Anwesenheit) nicht nutzen wird. Möglicherweise hat das betroffene 

Brutpaar einen zweiten Horst, auf den es für eine Brut ausweichen kann. Nach Ende 

der Bauarbeiten (Dauer voraussichtlich etwa ein Jahr) kann das Nest wieder bezo

gen werden. Das gesamte Vogelschutzgebiet wird als Lebensstätte des Rotmilans 

angesehen, die Erheblichkeitsschwelle liegt bei 10 ha. Ein flächenbezogener Habi

tatverlust liegt aber nicht vor, da es sich um eine baubedingte temporär begrenzt 

Störung handelt. Im gesamten Vogelschutzgebiet wurden laut Managementplan zu

dem 15 Rotmilan-Brutpaare erfasst. Aus fachlicher Sicht handelt es sich nicht um 

eine erhebliche Beeinträchtigung, wenn eines der 15 Brutpaare für eine Brutsaison 

ausfällt. Zur Vermeidung der Tötung von Jungvögeln und Eiern wurde jedoch eine 

Maßnahme zur Schadensbegrenzung vorgesehen. Um zu vermeiden, dass Jungvö

gel oder Eier durch Störungen absterben, darf der Bau nur im Zeitraum vom 01. Sep

tember bis 01. März starten. Dadurch wird vermieden, dass sich das Brutpaar in die

sem Horst niederlässt. Diese Maßnahme ist auch als Maßnahme 2 V im LBP aufge

nommen. Im Ergebnis kann daher davon ausgegangen werden, dass auch für den 

Rotmilan keine erhebliche Beeinträchtigung anzunehmen ist. 
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4.2.2.2. Landschaftsschutzgebiet „Schönbuchrand zwischen Herrenberg und 

Bundesstraße 14 mit Herrenberger Schloßberg“ 

Das Vorhaben tangiert das Landschaftsschutzgebiet Schönbuchrand zwischen Her

renberg und Bundesstraße 14 mit Herrenberger Schloßberg (Schutzgebiets Num

mer 1.15.016) im Randbereich. Gemäß § 26 Abs. 2 BNatSchG sind in einem Land

schaftsschutzgebiet nach Maßgabe näherer Bestimmungen alle Handlungen verbo

ten, die den Charakter des Gebiets verändern oder dem besonderen Schutzzweck 

zuwiderlaufen. Nach § 3 der Sammelverordnung des Landratsamtes Böblingen als 

untere Naturschutzbehörde über Landschaftsschutzgebiete vom 10.10.1974 sind in 

den Schutzgebieten alle Änderungen verboten, welche die Landschaft verunstalten 

oder die Natur schädigen oder den Naturgenuß beeinträchtigen. Das Vorhaben be

darf u.a. nach 3 § Abs. 2 Nr. 1, 2, 6, 14 einer Erlaubnis des Landratsamtes. Die Erlaub

nis ist zu erteilen, wenn die beabsichtigte Maßnahme Wirkungen der in § 2 genann

ten Art nicht zur Folge hat. Vorliegend ist nicht davon auszugehen, dass die Grün

brücke die Landschaft verunstaltet oder die Natur schädigt oder den Naturgenuß 

beeinträchtigen wird. Vielmehr trägt sie zu zur Wiedervernetzung von Lebensräu

men bei und passt sich in das Landschaftsbild ein. Darüber hinaus ist sie nicht ge

eignet den Naturgenuß zu beeinträchtigen. Die untere Naturschutzbehörde hat ihre 

Zustimmung zur Erteilung der Erlaubnis erteilt. Die notwendige Erlaubnis wird daher 

nach § 3 Abs. 1 und 3 der Landschaftsschutzgebietsverordnung erteilt. 

4.2.2.3. Gesetzlich geschützte Biotope 

Gemäß § 30 Abs. 1 BNatSchG werden bestimmte Teile von Natur und Landschaft, 

die eine besondere Bedeutung als Biotope haben, gesetzlich geschützt. Gemäß § 30 

Abs. 2 BNatSchG sind Handlungen, die zu einer Zerstörung oder einer sonstigen 

erheblichen Beeinträchtigung der dort genannten Biotope führen können, verboten. 
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Die Liste der gesetzlich geschützten Biotope wird durch § 33 Abs. 1 NatSchG noch 

um weitere Biotoptypen ergänzt. 

Im Vorhabengebiet befinden sich mehrere nach § 30 BNatSchG bzw. § 33 NatSchG 

gesetzlich geschützte Biotope, die z.T. bau- und anlagebedingt zerstört oder in 

sonstiger Weise erheblich beeinträchtigt werden. Die Eingriffe stellen sich im Ein

zelnen wie folgt dar: 

- „Feldgehölz zwischen Affstädt und Nufringen an der Gäubahn“, rund 1,4 ha, 

Biotop-Nr. 173191150655. Es handelt sich hierbei um ein Robinienfeldgehölz 

auf der Bahnböschung mit zwei Teilflächen. Es muss für das Vorhaben teil

weise gerodet werden. Die Eingriffsfläche beträgt 616 m² 

-  „Feldhecke NO-lich Affstädt entlang der B 14 nach Nufringen“, Biotop-Nr. 

173191150656, 0,2 ha. Es handelt sich um eine Feldhecke entlang der B 14, die 

zwischen 3 und 5 m breit ist und ebenfalls abschnittsweise gerodet werden 

muss. Die Eingriffsfläche beträgt 2066 m² 

In das Biotop „Feldgehölze und Magerrasen NO-lich Affstädt Gew. Rötelesberg“, 

wird entgegen der Planungsunterlagen nicht mehr eingegriffen, denn der Eingriff in 

den LRT 6212 (Submediterrane Halbtrockenrasen) entfällt, s.o. 

Von dem in § 30 Abs. 2 BNatSchG formulierten Zerstörungs- und Beeinträchtigungs

verbot kann gemäß § 30 Abs. 3 BNatSchG auf Antrag eine Ausnahme zugelassen 

werden, wenn die Beeinträchtigungen ausgeglichen werden können. Vorausset

zung dafür ist, dass das beeinträchtigte Biotop in gleichartiger Weise wiederherge

stellt wird. Es ist demnach ein Biotop desselben Typs zu schaffen, der in den stan

dörtlichen Gegebenheiten und der Flächenausdehnung mit dem zerstörten oder be

einträchtigten Biotop im Wesentlichen übereinstimmt (s. Bayerischer VGH, Be

schluss vom 09.08.2012 - 14 C 12.308).  
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Die Planunterlagen sehen für die durch das Vorhaben notwendig werdenden Beein

trächtigungen der gesetzlich geschützten Biotope verschiedene Maßnahmen (Maß

nahme 5 V und 10 SFFH), wie die Wiederherstellung der temporär beeinträchtigten 

Biotope und die Herstellung von Biotoptypen auf der Grünbrücke vor. Damit werden 

für die jeweils beeinträchtigten Biotoptypen Biotope desselben Typs geschaffen 

bzw. wiederhergestellt. Es bleiben keine dauerhaften Beeinträchtigungen zurück. 

Die nach § 30 Abs. 3 BNatSchG erforderlichen Ausnahmen werden deshalb im Ein

vernehmen mit der unteren Naturschutzbehörde erteilt. 

4.2.2.4. Naturdenkmal Pflanzstandorte Rommele 

Bei der Umsetzung des Vorhabens wird in das durch Naturdenkmalverordnung vom 

30.05.1991 geschützte flächenhafte Naturdenkmal „Pflanzstandorte Rommele“ ein

gegriffen.  

Naturdenkmäler sind nach § 28 BNatSchG rechtsverbindlich festgesetzte Ein

zelschöpfungen der Natur oder entsprechende Flächen bis zu fünf Hektar, deren 

besonderer Schutz erforderlich ist. Gemäß § 28 Abs. 2 ist die Beseitigung eines Na

turdenkmals sowie alle Handlungen, die zu einer Zerstörung, Beschädigung oder 

Veränderung des Naturdenkmals führen können, nach Maßgabe näherer Bestim

mungen verboten. 

Zur Umsetzung des Vorhabens ist u.a. aufgrund von Gehölzrodungen und Erdbewe

gungen eine Befreiung von den Vorschriften der Naturdenkmalverordnung erforder

lich. Eine Befreiung kann nach § 5 Naturdenkmalverordnung i.V.m. §§ 67 Abs. 1 Satz 

1 Nr. 1 BNatSchG gewährt werden, wenn dies aus Gründen des überwiegenden öf

fentlichen Interesses, einschließlich solcher sozialen und wirtschaftlichen Art, er

forderlich ist. Bei der Grünbrücke handelt es sich um ein bedeutendes Vorhaben zur 

Wiedervernetzung der angrenzenden Waldgebiete Schönbuch im Osten mit den 

Ausläufern des Schwarzwaldes im Westen, um dem Problem zunehmender 



Planfeststellungsbeschluss für den Bau einer Grünbrücke über die B 14 Herrenberg – Nufringen (BW 10 Wiedervernetzung) 

54 

Zerschneidung von Lebensräumen, Verinselung und qualitativer Verschlechterung 

noch vorhandener Lebensräume von Tieren und Pflanzen sowie dem dadurch be

dingten mangelnden genetischen Austausch zwischen den Populationen entgegen

zuwirken. Der Bereich zwischen Nufringen und Herrenberg ist darüber hinaus als 

national bedeutsamer Korridor für größere Säugetiere eingestuft. Damit ermöglicht 

das Vorhaben Waldbewohnenden Großsäugetieren sowie Tieren der Trockenle

bensräume die Querung der Bundesstraße, um verkehrsbedingte Verluste von Indi

viduen zu reduzieren. Im Hinblick auf diese gesetzlich und verfassungsrechtlich ver

ankerten Belange des Artenschutzes und aufgrund der gegenüberzustellenden ver

gleichsweise geringen Eingriffsfläche von ca. 1900 m2 überwiegt das öffentliche In

teresse am Bau der Grünbrücke das öffentliche Interesse an der Unversehrtheit des 

Naturdenkmals. Die notwendige Befreiung nach § 5 Abs. 1 Naturdenkmalverordnung 

i.V.m. § 67 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BNatSchG wird im Einvernehmen mit der Stadt Herren

berg erteilt. Durch die im landschaftspflegerischen Begleitplan festgesetzten Ver

meidungs- und Schutzmaßnahmen (vgl. Maßnahmen 5 V und 10 SFFH) wird den Vor

gaben des § 67 Abs. 3 Satz 2 BNatSchG entsprechend gewährleistet, dass die nach

teiligen Auswirkungen des Vorhabens auch in Bezug auf den Charakter und den 

besonderen Schutzzweck des Naturdenkmals kompensiert werden. Nach Fertig

stellung der Grünbrücke können alle beeinträchtigten Biotoptypen wiederherge

stellt werden. Es bleiben keine dauerhaften Beeinträchtigungen zurück. 

4.2.3. Vereinbarkeit mit EU-Wiederherstellungsverordnung 

Gemäß ihres Art. 1 WVO will die Verordnung eine langfristige und nachhaltige Erho

lung biodiverser und widerstandsfähiger Ökosysteme in den Land- und Meeresflä

chen der Mitgliedstaaten durch die Wiederherstellung geschädigter Ökosysteme 

erreichen. Sie sieht dazu zeitlich fixierte quantitative Ziele für die Erreichung eines 

guten Zustands für die Lebensraumtypen nach Anhang I der FFH-Richtlinie, der Ha

bitate geschützter Arten sowie weiterer Biotope bzw. Ökosysteme, ebenso wie die 
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Vernetzung von Gewässern vor. Flankiert werden diese Ziele mit Verschlechte

rungsverboten. Zur Erreichung der Ziele müssen die Mitgliedstaaten einen nationa

len Wiederherstellungsplan erstellen und die dazu erforderlichen Vorarbeiten 

durchführen, Art. 14 Abs. 1 WVO. Dieser Plan ist das zentrale Instrument zur Opera

tionalisierung der Wiederherstellungspflichten. Die WVO entfaltet als europäische 

Verordnung gemäß Art. 288 Abs. 1 AEUV unmittelbare Geltung. Bis zur Fertigstel

lung und Veröffentlichung des nationalen Wiederherstellungsplans können aus den 

Wiederherstellungspflichten, Verbesserungsgeboten und Verschlechterungsverbo

ten der WVO jedoch keine konkreten Rechtsfolgen abgeleitet werden. Demnach 

können derzeit die Wiederherstellungspflichten und Verschlechterungsverbote der 

WVO nicht im Sinne eines Versagungsgrundes in einzelnen Zulassungsverfahren 

angewendet werden, sondern können diese allenfalls eine gewisse Relevanz für die 

Abwägungsentscheidung entfalten. Dabei ist vorliegend zu berücksichtigen, dass 

durch das Vorhaben nur in geringfügigem Umfang wertgebende Biotope in An

spruch genommen werden. Diese Eingriffe werden allerdings vollständig kompen

siert und es entstehen darüber hinaus zusätzliche wertvolle Biotope. Zudem ist an

zumerken, dass es sich bei dem gegenständlichen Vorhaben gerade um ein Projekt 

handelt, dass darauf ausgerichtet ist, eine deutliche Verbesserung der Wiederver

netzung von Lebensraumkorridoren zu erreichen. Es ist daher nicht davon auszuge

hen, dass es den Wiederherstellungs- und Entwicklungsziele oder den Verschlech

terungsverboten der Wiederherstellungsverordnung zuwiderläuft.  

4.2.4. Artenschutz 

Bei der Zulassung des Vorhabens wurden auch die besonderen Artenschutzbestim

mungen der § 44 ff. BNatSchG beachtet, welche dem Schutz und der Pflege be

stimmter wildlebender Tier- und Pflanzenarten dienen. Besondere Bedeutung 

kommt insoweit den Zugriffsverboten des § 44 Abs. 1 BNatSchG zu. Unter die in 

§§ 44, 7 Abs. 2 Nr. 13 und Nr. 14 BNatSchG genannten besonders bzw. streng 
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geschützten Arten fallen insbesondere die streng geschützten Arten des Anhangs 

IV der FFH-Richtlinie sowie die in Europa heimischen wildlebenden Vogelarten i.S.v. 

Art. 1 der Vogelschutzrichtlinie. Im Rahmen der Umweltbetrachtung fanden spezi

elle artenschutzrechtliche Prüfungen im Vorhabengebiet statt. Hierbei wurde insbe

sondere geprüft, ob Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 BNatSchG erfüllt werden. 

Bei den Kartierungen wurden Säugetiere (Fledermäuse, Haselmäuse), Brutvögel, 

Reptilien, Amphibien und Insekten (Falter) erfasst. Das Vorkommen von wasserge

bundenen Tierarten, wie Schnecken, Muscheln, Fischen und Libellen des Anhangs 

IV konnte aufgrund von fehlenden Gewässerhabitaten im Plangebiet ohne weitere 

Untersuchung ausgeschlossen werden. Käferarten des Anhangs IV der FFH-Richtli

nie benötigen entweder ebenfalls Gewässer oder größere Mengen an Totholz. Diese 

Habitatstrukturen sind im Plangebiet nicht vorhanden, weshalb ein Vorkommen von 

Käferarten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie ausgeschlossen werden konnte. Bei 

den Amphibien konnte ein Teil bereits aufgrund fehlender Verbreitung/Gewässer

lebensräume ausgeschlossen werden. Gewässer fehlen auch im nahen Umfeld. Es 

kommen daher höchstens Vorkommen von Arten in Frage, die in temporären Ge

wässern leben, wie Gelbbauchunke und Wechselkröte. Das Plangebiet befindet sich 

in der in dem Managementplan ausgewiesenen Lebensstätte der Gelbbauchunke. 

Bei der Ortsbegehung wurden jedoch keine vernässten Bereiche oder temporäre 

Gewässer vorgefunden. Auch gab es keine Fahrspuren oder ähnliche Strukturen, die 

auf ein mögliches Temporärgewässer hingewiesen hätten. Die Lebensräume im 

Plangebiet sind eher von Trockenheit geprägt und bieten keine Fortpflanzungsstät

ten für Gelbbauchunke oder auch Wechselkröte. Es befinden sich somit keine ge

eigneten Lebensräume im Eingriffsbereich, weshalb nicht mit dem Vorkommen die

ser beiden Arten zu rechnen ist. 
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4.2.4.1. Fledermäuse 

Im Rahmen der Untersuchungen konnten fünf Arten sicher nachgewiesen werden. 

Weitere fünf Arten sind als wahrscheinlich vorhanden anzusehen, sie konnten je

doch nicht mit hinreichender Sicherheit aus ihren Rufen bestimmt werden. Bei dem 

Bau der Grünbrücke kann nicht mit Sicherheit ausgeschlossen werden, dass von 

Fledermäusen genutzte Tagesquartiere zerstört werden. Tagesquartiere werden na

hezu täglich gewechselt, weshalb eine ausreichende Anzahl an geeigneten Struk

turen notwendig ist. Durch eine Fällung der Bäume im Winter (Maßnahme 1 V) kann 

eine Tötung von Einzeltieren vermieden werden, da die potentiellen Quartiere mit 

hinreichender Sicherheit zu diesem Zeitpunkt nicht besetzt sein werden und daher 

ein Verstoß gegen das Tötungs- und Verletzungsverbot nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 ver

mieden werden kann. Da Wochenstuben oder Winterquartiere ausgeschlossen wer

den können und eine Verschlechterung des Erhaltungszustandes der lokalen Popu

lation nicht zu besorgen ist tritt mit hinreichender Sicherheit auch nicht der Verbots

tatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG ein. Im Zuge der Baufeldfreimachung 

müssen einige Gehölze (u.a. Pappeln und Robinien) entfernt werden. Diese bieten 

in geringem Umfang Tagesquartiermöglichkeiten für Fledermäuse (z.B. abstehende 

Rinde und Stammspalten). Diese potentiellen Quartiermöglichkeiten werden bei 

dem Bau der Grünbrücke zerstört. Durch die vorgezogene Ausgleichsmaßnahme 15 

ACEF (Ersatz für die verloren gehenden potentiellen Quartiermöglichkeiten; 15 Fle

dermauskästen in den verbleibenden Gehölzen in einem Umkreis von ca. 300 m) 

kann das Eintreten des Verbotstatbestandes gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 3, Abs. 5 Nr. 3 

BNatSchG vermieden werden. 

4.2.4.2. Brutvögel 

Bei den Kartierungen konnten folgende Vogelarten nachgewiesen werden: Star, 

Goldammer, Grünspecht, Gartenrotschwanz, Feldsperling, Klappergrasmücke, 
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Rotmilan, Mäusebussard. Als Nahrungsgäste wurden Wendehals und Mittelspecht 

nachgewiesen. Bei diesen beiden Arten sowie dem Grünspecht handelt es sich um 

Arten mit einem sehr großen Revier, bzw. Nahrungsflächen. Es wird davon ausge

gangen, dass die Arten während der temporären Störung durch die Baustelle auf 

andere Nahrungsflächen ausweichen können. Diese Arten wurden daher nicht wei

ter betrachtet.  

4.2.4.2.1. Feldsperling 

Bei dem Bau der Grünbrücke wird es zu einem temporären Eingriff in den Lebens

raum von geschützten Vogelarten kommen. Durch die Beschränkung des Rodungs

zeitraums auf die Zeit außerhalb der Brutperiode (Maßnahme 1 V) kann verhindert 

werden, dass Individuen baubedingt verletzt oder getötet werden. Der Eintritt des 

Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 Nummer 1 BNatSchG kann daher vermieden wer

den. Ein Brutplatz des Felssperlings wird während der Bauarbeiten temporär unbe

nutzbar aufgrund von Störungen durch Baulärm, Baufahrzeuge und menschliche 

Anwesenheit. Nach Abschluss der Bauarbeiten kann das Revier erneut besetzt wer

den. Es ist von einer stabilen Population auszugehen, sodass der Erhaltungszustand 

der lokalen Population sich durch den temporären Ausfall eines Brutpaares in einer 

Brutsaison nicht verschlechtern wird, sodass der Verbotstatbestand des §§ 44 Abs. 

1 Nummer 2 BNatSchG nicht verwirklicht wird. Durch die Bauarbeiten werden keine 

Fortpflanzungs- und Ruhestätten dauerhaft zerstört. Temporär kommt es jedoch u.a. 

aufgrund des Baulärms zu einer vorübergehenden nicht Nutzbarkeit einer Brutstätte 

für Feldsperlinge. Mit der vorgezogenen Ausgleichmaßnahme 14 ACEF (Anbringung 

von Nistkästen in geeigneten Habitaten), kann der Eintritt des Verbotstatbestandes 

nach § 44 Abs. 1 Nr. 3, Abs. 5 Nr. 3 BNatSchG verhindert werden.  
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4.2.4.2.2. Gartenrotschwanz 

Durch die Beschränkung des Rodungszeitraums (Maßnahme 1 V) auf die Zeit außer

halb der Brutperiode kann verhindert werden, dass Individuen baubedingt verletzt 

oder getötet werden. Der Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG tritt 

nicht ein. Während einer Brutsaison wird ein Brutpaar des Gartenrotschwanzes tem

porär aus seinem angestammten Revier verdrängt. Nach Abschluss der Bauarbeiten 

kann das Revier erneut besetzt werden. Es ist von einer stabilen Population auszu

gehen, sodass der Erhaltungszustand der lokalen Population sich durch den tem

porären Ausfall eines Brutpaares in einer Brutsaison nicht verschlechtern und der 

Verbotstatbestand des §§ 44 Abs. 1 Nummer 2 BNatSchG nicht verwirklicht wird. 

Durch die Bauarbeiten werden keine Fortpflanzungs- und Ruhestätten dauerhaft 

zerstört. Temporär kommt es jedoch aufgrund des Baulärms zu einer Verdrängung 

eines Brutpaares aus seinem Revier. Die Brutstätte wird temporär aufgrund des Vor

habens für ein Brutpaar unbenutzbar. Mit der vorgezogenen Ausgleichmaßnahme 

12 ACEF (Anbringung von Nistkästen in geeigneten Habitaten), kann der Eintritt des 

Verbotstatbestandes nach § 44 Abs. 1 Nr. 3, Abs. 5 Nr. 3 BNatSchG verhindert wer

den. 

4.2.4.2.3. Goldammer 

Durch die Beschränkung des Rodungszeitraums (Maßnahme 1 V) auf die Zeit außer

halb der Brutperiode kann verhindert werden, dass Individuen baubedingt verletzt 

oder getötet werden. Der Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG tritt 

nicht ein. Die Goldammer ist nicht brutplatztreu oder besonders anspruchsvoll hin

sichtlich ihres Lebensraumes und kann, wenn die Habitatstrukturen passen, in um

liegende Bereiche ausweichen. Es ist daher davon auszugehen, dass die Goldammer 

während der Bauzeit nicht im Plangebiet brütet, aber im nahen Umfeld. Es ist nicht 

damit zu rechnen, dass sich durch die temporäre Verdrängung eines Brutpaares der 
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Erhaltungszustand der lokalen Population verschlechtert, sodass der Verbotstatbe

stand des § 44 Abs. 1 Nummer 2 BNatSchG nicht erfüllt wird. Es muss davon ausge

gangen werden, dass das Revier im Jahr der Bauarbeiten aufgrund der zu erwarten

den Störungen nicht besetzt wird. Daher wird ein Brutrevier der Goldammer tempo

rär wegfallen. Nach Abschluss der Bauarbeiten steht der Lebensraum jedoch ohne 

zeitliche Verzögerung wieder als Brutrevier zur Verfügung Goldammern sind nicht 

brutplatztreu. Die Art ist vor allem auf halboffene, strukturreiche Lebensräume an

gewiesen. Diese sind in der unmittelbaren Umgebung ausreichend vorhanden 

(Streuobstwiesen, Waldränder). Es kann davon ausgegangen werden, dass das be

troffene Brutpaar für den Bauzeitraum auf die umgebenden Strukturen ausweichen 

kann. Nach Abschluss der Bauarbeiten steht das Plangebiet der Art wieder als Le

bensraum zur Verfügung. Die mit Sträuchern und kleinen Bäumen bepflanzte Grün

brücke wird auch dieser Art zugutekommen. Die Funktionalität im räumlichen Zu

sammenhang bleibt gewahrt. Der Verbotstatbestandes wird daher nach § 44 Abs. 1 

Nummer 3, Abs. 5 Nr. 3 BNatSchG nicht erfüllt. 

4.2.4.2.4. Klappergrasmücke 

Durch die Beschränkung des Rodungszeitraums (Maßnahme 1 V) auf die Zeit außer

halb der Brutperiode wird verhindert, dass Individuen baubedingt verletzt oder ge

tötet werden. Der Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG tritt mit hinrei

chender Sicherheit nicht ein. Durch das Vorhaben wird ein Brutpaar der Klapper

grasmücke temporär in umliegende Bereiche verdrängt. Klappergrasmücke sind 

nicht brutplatztreu und können zur Brut auf andere geeignete Strukturen auswei

chen. Durch die temporäre Verdrängung eines Brutpaares wird der Erhaltungszu

stand der lokalen Population nicht verschlechtert, sodass der Verbotstatbestand 

des § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG nicht erfüllt wird. Es muss davon ausgegangen wer

den, dass das Revier im Jahr der Bauarbeiten aufgrund der zu erwartenden Störun

gen nicht besetzt wird. Daher wird ein Brutrevier der Klappergrasmücke temporär 
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wegfallen. Nach Abschluss der Bauarbeiten steht der Lebensraum jedoch ohne zeit

liche Verzögerung wieder als Brutrevier zur Verfügung. Klappergrasmücken sind 

nicht brutplatztreu. Die Art ist vor allem auf halboffene, strukturreiche Lebensräume 

angewiesen. Diese sind in der unmittelbaren Umgebung ausreichend vorhanden 

(Streuobstwiesen, Waldränder). Es kann davon ausgegangen werden, dass das be

troffene Brutpaar für den Bauzeitraum auf die umgebenden Strukturen ausweichen 

kann. Nach Abschluss der Bauarbeiten steht das Plangebiet der Art wieder als Le

bensraum zur Verfügung. Die mit Sträuchern und kleinen Bäumen bepflanzte Grün

brücke wird auch dieser Art zugutekommen. Die Funktionalität im räumlichen Zu

sammenhang bleibt gewahrt. Der Verbotstatbestandes wird daher nach § 44 Abs. 1 

Nummer 3, Abs. 5 Nr. 3 BNatSchG nicht erfüllt. 

4.2.4.2.5. Mäusebussard  

Durch die Maßnahmen 1 V, 2 V darf der Baubeginn nur außerhalb der Brutzeit des 

Mäusebussards stattfinden. So wird verhindert, dass der Mäusebussard durch be

ginnenden Baulärm sein Nest aufgibt und Eier oder Jungtiere (ab-)sterben. Der Ver

botstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr.1 BNatSchG tritt daher nicht ein. Durch den Bau

betrieb wird ein Mäusebussardpaar in einer Brutsaison seinen Horst mit sehr hoher 

Wahrscheinlichkeit nicht nutzen können. Dadurch, dass der Bau bereits vor der Brut

zeit startet, hat das Brutpaar die Möglichkeit, auf einen möglicherweise vorhande

nen Zweithorst auszuweichen. Nach Abschluss der Bauarbeiten kann das Brutpaar 

den ursprünglichen Horst wieder nutzen. Die Bepflanzung auf der Grünbrücke wird 

außerdem zur Verbesserung der Nahrungsverfügbarkeit im unmittelbaren Umfeld 

beitragen. Es ist anzunehmen, dass der Mäusebussard einen Ersatzhorst in der Nähe 

hat, der zur Brut genutzt werden kann, da die Art in der Regel mehrere Wechsel

horste besitzt, die jahrweise unterschiedlich genutzt werden. Eine Verschlechterung 

des Erhaltungszustands der lokalen Population tritt nicht ein. Der Verbotstatbe

stand des § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG wird nicht erfüllt. Durch die bauzeitlichen 
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Störungen wird der Horst für die Dauer der Bauarbeiten für den Mäusebussard un

benutzbar sein, diese Fortpflanzungsstätte fällt somit temporär weg. Nach Ab

schluss der Bauarbeiten ist sie jedoch wieder nutzbar. Mäusebussarde haben in der 

Regel neben dem aktuell genutzten Horst oftmals noch weitere Horste in der Um

gebung, die jahrweise verschieden genutzt werden. Es ist davon auszugehen, dass 

sobald das Brutpaar im angestammten Revier eintrifft, es bedingt durch die Bauar

beiten auf eines der Zweitnester ausweicht und dort seine reguläre Brut beginnt. Die 

Bauarbeiten werden zeitlich so gelegt, dass voraussichtlich lediglich eine Brutperi

ode betroffen sein wird. Nach Abschluss der Bauarbeiten kann im Folgejahr der 

Horst wieder besetzt werden. Die Funktionalität im räumlichen Zusammenhang 

bleibt gewahrt. Der Verbotstatbestandes wird daher nach § 44 Abs. 1 Nr. 3, Abs. 5 

Nr. 3 BNatSchG nicht erfüllt. 

4.2.4.2.6. Rotmilan 

Durch die Maßnahmen 1 V, 2 V darf der Baubeginn nur außerhalb der Brutzeit des 

Rotmilans stattfinden. So wird verhindert, dass der Rotmilan durch beginnenden 

Baulärm sein Nest aufgibt und Eier oder Jungtiere (ab-)sterben. Der Verbotstatbe

stand des § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatschG wird daher nicht erfüllt. Durch den Baubetrieb 

wird ein Rotmilanbrutpaar in einer Brutsaison seinen angestammten Horst mit sehr 

hoher Wahrscheinlichkeit nicht nutzen können. Dadurch, dass der Bau bereits vor 

der Brutzeit startet, hat das Brutpaar die Möglichkeit, auf einen eventuell vorhande

nen Zweithorst auszuweichen. Nach Abschluss der Bauarbeiten kann das Brutpaar 

den angestammten Horst wieder nutzen. Die Bepflanzung auf der Grünbrücke wird 

außerdem zur Verbesserung der Nahrungsverfügbarkeit im unmittelbaren Umfeld 

beitragen. Auch unter der Annahme, dass eines der 15 Brutpaare der lokalen Popu

lation für eine Brutsaison komplett ausfällt, stellt dies keine Verschlechterung des 

Erhaltungszustandes der lokalen Population dar, da es sich hierbei lediglich um ei

nen temporären Ausfall handelt. Somit tritt der Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 



Planfeststellungsbeschluss für den Bau einer Grünbrücke über die B 14 Herrenberg – Nufringen (BW 10 Wiedervernetzung) 

63 

Nr. 2 BNatSchG nicht ein. Durch die bauzeitlichen Störungen wird der Horst für die 

Dauer der Bauarbeiten für den Rotmilan unbenutzbar sein, diese Fortpflanzungs

stätte fällt somit temporär weg. Nach Abschluss der Bauarbeiten ist sie jedoch wie

der nutzbar. Rotmilane haben neben dem aktuell genutzten Horst oftmals zwei oder 

drei weitere Horste in der Umgebung, auf die sie, falls notwendig, ausweichen kön

nen. Es ist davon auszugehen, dass sobald das Brutpaar im angestammten Revier 

eintrifft, es bedingt durch die Bauarbeiten auf eines der Zweitnester ausweicht und 

dort seine reguläre Brut beginnt. Die Bauarbeiten werden zeitlich so gelegt, dass 

voraussichtlich lediglich eine Brutperiode betroffen sein wird. Nach Abschluss der 

Bauarbeiten kann im Folgejahr der ursprüngliche Horst wieder besetzt werden, so

dass die Funktionalität im räumlichen Zusammenhang gewahrt bleibt. Der Ver

botstatbestandes wird daher nach § 44 Abs. 1 Nr. 3, Abs. 5 Nr. 3 BNatSchG nicht 

erfüllt. 

4.2.4.2.7. Star 

Durch die Beschränkung des Rodungszeitraums (Maßnahme 1 V) auf die Zeit außer

halb der Brutperiode kann verhindert werden, dass Individuen baubedingt verletzt 

oder getötet werden. Der Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG tritt 

nicht ein. Drei von Staren genutzte Brutstätten werden in der Bauzeit aufgrund von 

Baulärm für die Tiere unattraktiv und voraussichtlich temporär nicht zur Brut genutzt 

werden. Nach Abschluss der Bauarbeiten können die Brutstätten wieder genutzt 

werden. Das Vogelschutzgebiet Schönbuch umfasst rund 600 ha Streuobstfläche 

an seinen Randgebieten, es ist daher von einer stabilen Population auszugehen, de

ren Erhaltungszustand der lokalen Population sich durch den Ausfall dreier Brut

paare in einer Brutsaison nicht verschlechtert und der Verbotstatbestand des § 44 

Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG nicht damit erfüllt wird. Die Brutstätten der Stare können auf

grund der baubedingten Störungen während der Bauphase für eine Brutperiode von 

den Tieren nicht genutzt werden. Es kommt somit zu einem temporären Verlust von 



Planfeststellungsbeschluss für den Bau einer Grünbrücke über die B 14 Herrenberg – Nufringen (BW 10 Wiedervernetzung) 

64 

Brutstätten. Aufgrund der vorgezogenen Ausgleichsmaßnahme 13 ACEF (Nistkästen 

näheren Umfeld; ca. 1,5 km Umkreis) kann der Eintritt eines Verbotstatbestandes 

nach § 44 Abs. 1 Nr. 3, Abs. 5 Nr. 3 BNatSchG vermieden werden. Diese Nistkästen 

dienen als Ausweichbrutstätte, solange die Brutstätten im Plangebiet durch die 

Bautätigkeit nicht genutzt werden können. Die ökologische Funktion tritt sofort ein, 

wenn die Kästen in Bereichen angebracht werden, in denen eine ausreichende Nah

rungsverfügbarkeit sichergestellt ist, z.B. in extensiv genutzten Streuobstbeständen 

und an Waldrändern mit extensivem Grünland. Durch das Anbringen von Kästen im 

nahen Umfeld kann in geeigneten Nahrungsgebieten mit einer zu geringen Höhlen

verfügbarkeit die Dichte an Starenbrutpaaren erhöht werden und einem Brutplatz

mangel vorgebeugt werden. 

4.2.4.3. Haselmaus 

Bei den Untersuchungen für die Neugestaltung des parallel zur B 14 verlaufenden 

Radweges konnte ein Haselmausnest westlich der B 14 im Bereich des Gashäus

chens nachgewiesen werden. Es ist daher davon auszugehen, dass alle im Umfeld 

vorhandenen geeigneten Habitatstrukturen auch von Haselmäusen besiedelt sind. 

Um zu vermeiden, dass Haselmäuse bei der Fällung der Gehölze im Plangebiet be

einträchtigt werden, sind Gehölzrodungen nur zu bestimmen Zeiten im Jahr durch

zuführen (Maßnahme 4 V). Die abgeräumte Fläche selbst stellt nach der Fällung 

kein attraktives Habitat mehr da, so dass davon auszugehen ist, dass die Tiere im 

Frühjahr zügig abwandern. Ca. Ende April sind dann alle Haselmäuse aus der ge

räumten Fläche abgewandert, so dass mit der Stockrodung begonnen werden kann, 

sodass der Eintritt des Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG verhindert 

wird. Für den Bau der Grünbrücke ist es notwendig, einen Teil der straßenbegleiten

den Gehölze zu entfernen. Diese werden nach Abschluss der Bauarbeiten auf der 

Brücke und im Bereich der Rampen wieder nachgepflanzt (siehe Maßnahme „11 G 

Hinterlandanbindung“ und Maßnahme „10 SFFH Herstellung von Biotoptypen auf der 
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Grünbrücke und Wiederherstellung der temporär beeinträchtigten Biotope“). Eine 

Verschlechterung des Erhaltungszustands der lokalen Population tritt nicht ein. Der 

Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG wird nicht erfüllt. Durch die Ro

dung werden Teile des Lebensraums der Haselmaus vorübergehend zerstört. Eine 

Vermeidungsmaßnahme ist in diesem Fall nicht möglich. Die Gehölzentfernungen 

werden im geringstmöglichen Maß durchgeführt. Als vorgezogene Ausgleichsmaß

nahme werden in dem Bereich der verbleibenden straßenbegleitenden Gehölze so

wie dem westlich der B 14 liegenden Feldgehölz 10 Haselmausnistkästen ange

bracht. Durch diese Erhöhung des Höhlenangebots kann die Populationsdichte der 

Haselmäuse in diesem Lebensraum erhöht werden. Gleichzeitig trägt es dazu bei, 

dass die dorthin abwandernden Tiere gleich geeignete Plätze zu Anlage von Nes

tern vorfinden. Ein Verbotstatbestand tritt daher nach § 44 Abs. 1 Nr. 3, Abs. 5 Nr. 3 

BNatSchG nicht ein. 

4.2.4.4. Reptilien 

4.2.4.4.1. Zauneidechse 

Bei den Kartierungen wurde die Zauneidechse sowohl östlich als auch westlich der 

B 14 nachgewiesen, vor allem im Bereich des flächigen Naturdenkmals, bei der Gas

übergabestation und am nördlichen Rand des Plangebiets, angrenzend an die K 

1068. Der Eintritt des Verbotstatbestandes § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG kann u.a. 

durch die Maßnahmen 3 V und 4 V vermieden werden. Die Tiere werden vor Baube

ginn aus dem Baufeld in die umliegenden, bereits aufgewerteten Lebensräume ver

grämt. Zusätzlich werden die verbleibenden Tiere abgefangen. Die Gehölze werden 

schonend mit handgeführten Geräten im Winter gefällt. Vorab werden durch die 

Maßnahme 17 ACEF die angrenzenden, nicht durch das Vorhaben betroffenen Ei

dechsenlebensräume aufgewertet. Diese Maßnahme ist auch nicht zu beanstanden. 

Der Forderung des Landratsamts Böblingen, dass ein 6 m breiter Streifen für den 
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Radweg freigehalten werden sollte, musste die Vorhabenträgerin nicht entspre

chen, da das gegenständliche Vorhaben zeitlich dem geplanten Bau des Radweges 

vorgeht und noch keine derart gefestigte Planung des Radweges vorliegt, dass die 

Vorhabenträgerin zur Freihaltung verpflichten wäre. Sollte in die Fläche eingegriffen 

werden, muss die Funktion als Zauneidechsenhabitat auf angrenzenden Flächen 

wiederhergestellt werden und die Zauneidechsen müssen dorthin vergrämt werden. 

Die Tötung und Verletzung von Individuen werden somit vermieden. Nach erfolgter 

Vergrämung (Kontrolle durch ökologische Baubegleitung, siehe Maßnahme 7 V) 

wird ein Schutzzaun gezogen, der verhindert, dass Reptilien von den umliegenden 

Lebensräumen zurück in die aktive Baustelle wandern. Die Tiere werden außerhalb 

der Winterruhe sowie der Fortpflanzungszeit vergrämt, eine Störung und eine Ver

schlechterung des Erhaltungszustands der lokalen Population tritt nicht ein und der 

Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG wird nicht erfüllt. Allerdings kann 

nicht ausgeschlossen werden, dass sich im Eingriffsbereich Fortpflanzungs- und 

Ruhestätten der Zauneidechsen befinden. Durch den Eingriff werden diese Struktu

ren temporär zerstört. Eine Vermeidungsmaßnahme ist hier nicht möglich. Durch die 

vorgezogene Ausgleichsmaßnahme 17 ACEF (Steigerung der Habitatqualität des Rep

tilienlebensraums im direkten Umfeld des Plangebiets zur Aufnahme weiterer Indi

viduen) kann der Eintritt eines Verbotstatbestandes gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 3, Abs. 5 

Nr. 3 BNatSchG verhindert werden. 

4.2.4.4.2. Schlingnatter 

Bei den Untersuchungen konnte ein Exemplar im Bereich der geschützten Feldhe

cke direkt östlich an die B 14 angrenzend nachgewiesen werden. Der Eintritt des 

Verbotstatbestandes des § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG kann durch die Vergrämung 

(Maßnahme 3 V und 4 V) von Schlingnattern vor Baubeginn aus dem Eingriffsbe

reich verhindert werden. Es ist davon auszugehen, dass einer der Hauptlebens

räume der Schlingnatter die südexponierten, halboffenen Böschungen entlang der 
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Bahnlinie sind. Der temporäre Verlust von Lebensraum in der Größe der Baustelle 

verschlechtert mit hinreichender Sicherheit nicht den Erhaltungszustand der loka

len Population, sodass der Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG auch 

nicht erfüllt wird. Es kann allerdings nicht ausgeschlossen werden, dass sich im Ein

griffsbereich Fortpflanzungs- und Ruhestätten der Schlingnatter befinden. Durch 

den Eingriff werden diese Strukturen temporär zerstört. Der Eingriff ist an dieser 

Stelle unvermeidlich, eine Vermeidungsmaßnahme ist nicht möglich. Es wird jedoch 

nur so viel Fläche wie unbedingt notwendig beeinträchtigt. Durch die vorgezogene 

Ausgleichsmaßnahme 17 ACEF, bei der in angrenzenden geeigneten Schlingnatter-

Lebensräumen Aufwertungsmaßnahmen durchgeführt werden, kann der Eintritt des 

Verbotstatbestandes nach § 44 Abs. 1 Nr. 3, Abs. 5 Nr. 3 BNatSchG verhindert wer

den. 

4.3. Forstwirtschaft 

Das Vorhaben ist mit den Belangen der Forstwirtschaft vereinbar. Die Erschließung 

der östlich der Grünbrücke liegenden Waldflächen ist auch nach Umsetzung des 

Vorhabens gesichert. Entsprechend der Forderung der unteren Forstbehörde wird 

die Vorhabenträgerin im Rahmen der Ausführungsplanung in Abstimmung mit der 

unteren Forstbehörde und der Stadt Herrenberg prüfen (A.V.3.1.), ob eine auf dem 

städtischen Flurstück Nr. 1838/13 leicht geänderte Wegeführung zu einem weniger 

kurvigen Anschluss führt.  

4.4. Landwirtschaft 

Das Vorhaben ist mit den Belangen der Landwirtschaft vereinbar. Die trotz aller Be

mühungen zur Reduzierung gegebenen Eingriffe in landwirtschaftliche Flächen sind 

in Anbetracht der hohen Bedeutung der planfestgestellten Maßnahme hinzuneh

men. 
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Bei den dauerhaft in Anspruch zu nehmenden landwirtschaftlichen Flächen handelt 

es sich überwiegend um Flächen, die für die Schaffung von Trittsteinbiotopen erfor

derlich sind. Da der Bereich zwischen den zu vernetzenden Waldgebieten durch re

lativ strukturarmes Offenland geprägt ist, welches für die waldbewohnenden Ziel

arten einen Raumwiderstand darstellt, ist die Schaffung eines grünen Korridors mit 

Hilfe von Trittsteinbiotopen Voraussetzung zur erfolgreichen Vernetzung der natur

nahen Wälder. Es ist dabei auch nicht zu beanstanden, dass die Vorhabenträgerin 

bei der Bemessung der Zahl und Abstände (nicht mehr als 200 m) der Trittsteinbio

tope die Zielart der Wildkatze herangezogen hat, da es sich bei dieser um die emp

findlichste Art handelt. Das Planvorhaben ist folglich mit einem gewichtigen Eingriff 

in landwirtschaftliche Belange verbunden. Vor diesem Hintergrund wurde die Inan

spruchnahme landwirtschaftlicher Flächen in der Planung auf ein Minimum be

grenzt und soweit wie möglich auf die Inanspruchnahme von Flächen mit hoher Be

deutung für die Landwirtschaft verzichtet. Dafür wurde bei der Auswahl der Flächen 

darauf Rücksicht genommen, dass wenn möglich intensiv genutzte Wiesenflächen 

und Flächen, auf denen sich bereits Gehölzstrukturen befinden, herangezogen wer

den. Zudem wurden die bereits vorhandene Trittsteinbiotope und Flächen aus dem 

Projekt „Wildkatzensprung“ des BUND bestmöglich mit einbezogen. Eine Realisie

rung des Planvorhabens ohne die Inanspruchnahme von hochwertigen landwirt

schaftlichen Flächen (u.a. der Vorbehaltsfluren I und Vorrangfluren) ist, wie aufge

zeigt, allerdings nicht möglich. Nach Auffassung der Planfeststellungsbehörde 

wurde bei der Planung ausreichend Rücksicht darauf genommen, dass keine unzu

mutbaren Bewirtschaftungshindernisse entstehen.  

Mit Blick auf die Flurstücke 5417/1, 2412, 2485, 2497 Gemarkung Nufringen hat die 

Vorhabenträgerin zugesagt (A.V.4.1.), dass die dort vorhandene Pflanzung so er

gänzt wird, dass eine Bewirtschaftung der Obstbäume weiterhin möglich bleibt. Zu

dem sieht die Planung auf dem Flurstück 2361 nur eine extensive Wiese vor, sodass 



Planfeststellungsbeschluss für den Bau einer Grünbrücke über die B 14 Herrenberg – Nufringen (BW 10 Wiedervernetzung) 

69 

weiterhin die Möglichkeit besteht auf diesem zur Bewirtschaftung der anliegenden 

Flurstücke zu wenden. 

Mit Blick darauf und auf das öffentliche Interesse an der Verwirklichung des Vorha

bens stellt die Planfeststellungsbehörde Bedenken hinsichtlich des Eingriffs in 

landwirtschaftliche Belange insoweit zurück. 

Alle Flurstücke bleiben weiterhin erschlossen. Etwaige geringe Umwege, auch wäh

rend des Baus, sieht die Planfeststellungsbehörde als zumutbar an. Das auf Flur

stück 1838/4 geplante Tor im Wildzaun stellt nach Auffassung der Planfeststel

lungsbehörde kein unzumutbares Bewirtschaftungserschwernis für die Landwirte 

dar. Selbiges gilt für weitere Tore. Die Vorhabenträgerin hat zutreffend darauf hin

gewiesen, dass es als zumutbar angesehen werden kann, ein selten frequentiertes 

Tor manuell zu öffnen. Dennoch hat die Vorhabenträgerin zugesagt, die Ausgestal

tung des oben genannten Tores in der Ausführungsplanung, je nach Nutzungshäu

figkeit, auszugestalten (A.V.4.2.).  

Sollten aufgrund von Anforderungen an Zäune im Bereich des Wanderkorridors 

Zäune nicht mehr wolfssicher errichtet werden können, um den Korridor offenzuhal

ten, wird die Vorhabenträgerin Entschädigungen in der vorgesehenen Höhe (LPR 

Herdenschutz 2022) übernehmen (A.V.4.3.), sollten die Weidetiere durch einen Wolf 

zu Schaden kommen. Kosten für traumatisierte Tiere oder Menschen sind dabei 

nicht vorgesehen. 

4.5. Wasserwirtschaft und Gewässerschutz 

Den Belangen der Wasserwirtschaft und des Gewässerschutzes wird durch die an

tragsgegenständliche Planung und die festgesetzten Nebenbestimmungen hinrei

chend Rechnung getragen. 
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4.5.1. Bewirtschaftungsziele nach den §§ 27 und 47 WHG 

Das Vorhaben gefährdet nicht die Bewirtschaftungsziele nach den §§ 27 und 47 

WHG für oberirdische Gewässer und für Grundwasser.  

Gemäß § 27 Abs. 1 WHG sind oberirdische Gewässer, soweit sie nicht nach § 28 

WHG als künstlich oder erheblich verändert eingestuft werden, so zu bewirtschaf

ten, dass eine Verschlechterung ihres ökologischen und ihres chemischen Zustands 

vermieden wird (sog. Verschlechterungsverbot) und ein guter ökologischer und ein 

guter chemischer Zustand erhalten oder erreicht werden (sog. Verbesserungsge

bot). Gleiches regelt § 27 Abs. 2 WHG in Bezug auf die nach § 28 WHG als künstlich 

oder erheblich verändert eingestuften oberirdischen Gewässer, nur dass hier neben 

dem chemischen Zustand nicht der ökologische Zustand den Maßstab bildet, son

dern das ökologische Potenzial. Anhaltspunkte dafür, dass das Vorhaben dem Ver

schlechterungsgebot oder dem Verbesserungsgebot zuwiderläuft sind im Verfah

ren nicht vorgetragen worden und auch nicht ersichtlich.  

Gemäß § 47 Abs. 1 WHG ist das Grundwasser so zu bewirtschaften, dass eine Ver

schlechterung seines mengenmäßigen und seines chemischen Zustands vermieden 

wird (sog. Verschlechterungsverbot), alle signifikanten und anhaltenden Trends 

steigender Schadstoffkonzentrationen auf Grund der Auswirkungen menschlicher 

Tätigkeiten umgekehrt werden (sog. Trend-Umkehr-Gebot) und ein guter mengen

mäßiger und ein guter chemischer Zustand erhalten oder erreicht werden (sog. Ver

besserungsgebot). Zu einem guten mengenmäßigen Zustand gehört insbesondere 

ein Gleichgewicht zwischen Grundwasserentnahme und Grundwasserneubildung. 

Anhaltspunkte dafür, dass das Vorhaben dem Verschlechterungsgebot, dem Trend-

Umkehr-Gebot oder dem Verbesserungsgebot zuwiderläuft sind im Verfahren nicht 

vorgetragen worden und auch nicht ersichtlich. 
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4.5.2. Wasserschutzgebiet 

Dem Schutz des Grundwassers wird durch die Planung selbst sowie die festgesetz

ten Nebenbestimmungen ebenfalls hinreichend Rechnung getragen. 

Die Bedeutung des Planungsraums für das Grundwassersystem wird durch die Aus

weisung des festgesetzten Wasserschutzgebiets „Herrenberg-Ammertal-Schön

buch-Gruppe“ mit der Wasserschutzgebiet Nr. 115110 und einer Gesamtfläche von 

14.260 ha. ersichtlich (Schutzgebietsverordnung vom 22.01.1992). Die Ausweisung 

von Wasserschutzgebieten dient dem Schutz des Grundwassers vor schädlichen 

Einwirkungen und damit der Trinkwasserressourcen für die öffentliche Wasserver

sorgung. Gemäß § 52 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 WHG können durch Rechtsverordnung nach 

§ 51 Abs. 1 WHG in Wasserschutzgebieten, soweit der Schutzzweck dies erfordert, 

bestimmte Handlungen verboten oder für nur eingeschränkt zulässig erklärt wer

den. Das gesamte Vorhaben befindet sich in der Zone IIIB des festgesetzten Was

serschutzgebiets. Vorhabensrelevant ist daher die Schutzbestimmung des § 3 der 

Schutzgebietsverordnung. Das Vorhaben verstößt gegen keine in § 3 der Schutzge

bietsverordnung genannten Handlungen. Das Vorhaben stellt insbesondere keine 

Verwirklichung der Nummer 11: „Errichtung oder wesentliches Erweitern von Tunnel- 

und Stollenbauwerken sowie von Kavernen“ dar, da es sich bei der Grünbrücke um 

keinen Tunnel im Sinne der Verordnung handelt.   

4.5.3. Entwässerungsplanung 

Die Planung sieht vor, dass die bestehenden Entwässerungsgräben der Straße in 

ihrer Funktion unverändert unter dem neuen Bauwerk bleiben. Die Lage der beste

henden Muldeneinläufe sowie die Entwässerung an der Zufahrt zum Betriebsge

bäude werden im Rahmen der Ausführungsplanung von der Vorhabenträgerin noch

mal geprüft und bei Bedarf angepasst (A.V.5.1.). Für den Fall, dass die Straßenent

wässerung durch den neuen Radweg, der unter der Grünbrücke hindurchgeführt 



Planfeststellungsbeschluss für den Bau einer Grünbrücke über die B 14 Herrenberg – Nufringen (BW 10 Wiedervernetzung) 

72 

werden soll, verlegt oder verändert werden muss, hat die Vorhabentragerin, ent

sprechend der Forderung des Landratsamts Böblingen sicherzustellen, dass eine 

ordnungsgemäße Entwässerung gewährleistet wird (A.IV.5.2.). Zudem wird sie prü

fen, ob für die Zeit der Entwässerungsmaßnahme ein provisorisches Absetzbecken 

für das Niederschlagswasser zweckmäßig ist (A.V.5.2.). Darüber hinaus wird sie die 

Abflussbahnen bei Starkregenereignissen in der Ausführungsplanung beachten 

und die Geländemodellierung der Grünbrücke so anpassen, dass Niederschlags

wasser aus der nördlichen Fläche nicht westlich in Richtung Straße geleitet wird 

(A.V.5.3.).  

4.5.4. Begründung der wasserrechtlichen Erlaubnis 

Wird für ein Vorhaben, mit dem die Benutzung eines Gewässers verbunden ist, ein 

Planfeststellungsverfahren durchgeführt, so entscheidet gemäß § 19 Abs. 1 WHG 

die Planfeststellungsbehörde über die Erteilung der Erlaubnis oder der Bewilligung. 

Die wasserrechtliche Erlaubnis ist ein eigenständiger Entscheidungsbestandteil, der 

nicht von der Konzentrationswirkung des Planfeststellungsbeschlusses erfasst 

wird. Die folgend dargelegten Entscheidungen werden gem. § 19 Abs. 3 WHG im 

Einvernehmen mit der zuständigen unteren Wasserbehörde getroffen. 

Für die Benutzung des Grundwassers in der Form des Einbringens von Gründungs

pfählen zur Gründung der Grünbrücke wird die wasserrechtliche Erlaubnis gemäß 

§§ 8 ff. WHG erteilt. 

Das Einbringen der Gründungspfähle ist gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 4 WHG als Gewässer

benutzung zu betrachten, die gemäß § 8 Abs. 1 WHG der behördlichen Erlaubnis 

nach § 10 WHG bedarf.  

Versagungsgründe, die gegen die Erlaubniserteilung sprechen, sind nicht ersicht

lich. Gemäß § 12 Abs. 1 WHG ist die Erlaubnis zu versagen, wenn schädliche, auch 

durch Nebenbestimmungen nicht vermeidbare oder nicht ausgleichbare 
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Gewässerveränderungen zu erwarten sind oder andere Anforderungen nach öffent

lich-rechtlichen Vorschriften nicht erfüllt werden. Veränderungen von Gewässerei

genschaften, die das Wohl der Allgemeinheit, insbesondere die öffentliche Wasser

versorgung, beeinträchtigen und damit schädliche Gewässerveränderungen im 

Sinne des § 3 Nr. 10 WHG darstellen, sind bei Beachtung der verfügten Nebenbe

stimmungen A.IV.5.4. bis 5.12.nicht zu erwarten. Überwiegende wasserrechtliche In

teressen nach § 12 Abs. 2 WHG stehen der Erteilung der wasserrechtlichen Erlaub

nisse ebenfalls nicht entgegen. 

4.6. Bodenschutz 

Das Vorhaben ist mit den Belangen des Bodenschutzes vereinbar. Die Planung ent

spricht den Vorgaben der §§ 1, 4 und 7 BBodSchG sowie des § 2 LBodSchAG. 

Nach Auffassung der Planfeststellungsbehörde ist mit der antragsgegenständli

chen Planung unter Berücksichtigung der in diesem Beschluss festgesetzten Ne

benbestimmungen und Zusagen in qualitativer Hinsicht gewährleistet, dass im 

Sinne des § 1 BBodSchG nachhaltig die Funktionen des Bodens gesichert und im 

Bedarfsfall wiederhergestellt werden. Darüber hinaus wurde die Planung in ihrer flä

chenmäßigen Inanspruchnahme dahingehend optimiert, dass in quantitativer Hin

sicht dem in § 2 Abs. 1 LBodSchAG zum Ausdruck kommenden Gebot eines sparsa

men, schonenden und haushälterischen Umgangs mit Boden entsprochen wird. 

Im Baufeld sowie auf den Baustelleneinrichtungsflächen ist baubedingt auf einer 

Fläche von 10.380 m² mit Bodenverdichtungen, -abtragungen und –umlagerungen 

zu rechnen. Aufgrund der vorgesehenen Maßnahmen zur Vermeidung und Minimie

rung (7 V Umweltbaubegleitung, 8 V Bodenkundliche Baubegleitung und Berück

sichtigung des Bodenschutzkonzeptes, 10 SFFH Herstellung von Biotoptypen auf der 

Grünbrücke und Wiederherstellung von weiteren temporär betroffenen Biotopen) 

ist davon auszugehen, dass die natürliche Bodenfunktion der temporär 
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beeinträchtigten Flächen wiederhergestellt werden kann. Mit den Nebenbestim

mungen (A.IV.6.1. bis 6.2.) werden zudem die Forderungen des Landratsamts Böb

lingen erfüllt. Diese Nebenbestimmungen dienen dem Schutz der natürlichen Bo

denfunktionen und stellen einen ordnungsgemäßen Umgang mit dem Boden sowie 

dem Bodenmaterial sicher. Im Baufeld ist auf einer Fläche von 2.920 m2 mit einer 

dauerhaften Bodenversiegelung durch die Fundamente der Brücke zu rechnen. Auf

grund der vorgesehenen Minderungsmaßnahmen ist davon auszugehen, dass die 

die notwendigen dauerhaften Bodenversiegelungen und der damit einhergehende 

Verlust der Bodenfunktion auf das zwingend erforderliche Minimum reduziert wer

den konnte. 

Im Bereich der geplanten Grünbrücke liegen beidseitig der B 14 Altablagerungen: 

„AA Rötelesberg“, BAK-Nr. 05129-000 (westlich der B 14) und „AA Hinterer 

Grund/Rötelesberg“, BAK-Nr. 02901-000. Beide Altablagerungen wurden mit dem 

Handlungsbedarf „B (Belassen) - Entsorgungsrelevanz“ bewertet. Bei Aushub im 

Bereich der Altablagerungen ist daher mit entsorgungsrelevanten Verunreinigun

gen und entsprechendem Mehraufwand zu rechnen. Zur Sicherung vor Verunreini

gungen und um einen sicheren Umgang mit den Altablagerung zu gewährleisten, 

wurden der Vorhabenträgerin bestimmte, vom Landratsamt Böblingen geforderte, 

Nebenbestimmungen auferlegt (A.IV.6.3. bis 6.7.). 

4.7. Kommunale Belange 

Das Vorhaben ist mit kommunalen Belangen vereinbar. 

4.8. Verkehr 

Das Vorhaben ist mit den verkehrlichen Belangen vereinbar. 

Um den baulichen Zustand der öffentlichen Zuwegungen festzuhalten, wird die Vor

habenträgerin eine Beweissicherung vor Baubeginn durchführen (A.V.8.1.).  
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4.8.1. Wegeführung 

Die Führung des Radweges zwischen 0+011 bis 0+076 mit einer Längsneigung von 

9,3% ist nicht zu beanstanden. Der verlegte Radweg wurde mit einer Längsneigung 

von 9,3% an den Bestand angeschlossen, um den Eingriff in natürliche Strukturen 

so gering wie möglich zu halten. Eine Abweichung vom Regelwerk ist auf kurzen 

Wegstrecken und in begründeten Ausnahmefällen zulässig. Der Eingriff, der not

wendig wäre, um die Längsneigung auf 6% zu reduzieren, würde in einem Missver

hältnis zu der beabsichtigten Verbesserung des Radverkehrs führen. 

Die Vorhabenträgerin hat aus Gründen der Verkehrssicherung im Rahmen der Aus

führungsplanung zu prüfen (A.IV.8.1.), ob je nach Höhe der Böschung, zwischen der 

Straße und dem Radweg eine Absturzsicherung erforderlich ist. Die Vorhabenträge

rin wird vor Umsetzung des Vorhabens mit dem Amt für Straßenbau und Radfahren 

und den betroffenen Gemeinden ein Umleitungskonzept für den Radverkehr abstim

men (A.V.8.2.). Zudem wird die Vorhabenträgerin in der Ausführungsplanung die Er

reichbarkeit der Grünbrücke für Unterhaltungsarbeiten mit dem Betriebsdienst des 

Landratsamt Böblingen abstimmen (A.V.8.3.). Um den Belangen des Verkehrsschut

zes gerecht zu werden, wird die Vorhabenträgerin die Planung des Wildkatzenzau

nes und der passiven Schutzeinrichtungen in der Ausführungsplanung mit dem Be

triebsdienst und dem Fachbereich Verkehr des Landratsamts Böblingen abstimmen 

(A.V.8.4.). 

Von Einwenderseite wurde gefordert, den geplanten Weg entlang des Flurstücks 

1621, Gemarkung Herrenberg, nicht - wie bisher - als Grasweg auszuführen, sondern 

angemessen zu befestigen (z.B. durch Schotterung). Dies sei aufgrund der Steigung 

erforderlich, um auch bei schlechten Witterungsverhältnissen eine Befahrbarkeit si

cherzustellen. Die Vorhabenträgerin hat zugesagt, eine geänderte Ausführung mit 

den Anliegern in der Ausführungsplanung abzustimmen (A.V.8.5.). 
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Von der Gemeinde Nufringen wurde gefordert, dass der Bau der Grünbrücke nicht 

vorranging, sondern nur gleichgestellt mit dem Bau einer in diesem Bereich erfor

derlichen Rad- und Fußgängerbrücke für die dort durch die B 14 unterbrochene Rad

schnellstrecke sein dürfe. Die Bürger würden in diesem Bereich eine Brücke zum 

gefahrlosen Überqueren der sehr stark und schnell befahreneren B 14 benötigen. 

Dem ist entgegenzuhalten, dass es sich bei dem Vorhaben um ein Projekt zur Wie

dervernetzung handelt, in dessen Planungsauftrag der Bau einer Querungsmöglich

keit für Fußgänger oder Radfahrer nicht enthalten ist. Zudem hat die Vorhabenträ

gerin zutreffend darauf hingewiesen, dass es bei den Kreuzungen mit der mit der K 

1068, K 1045 (Piffka), K 1067 sowie an der Polizeischule derzeit insgesamt vier Que

rungsmöglichkeiten der B 14 mittels Bedarfsampel gibt. Insofern ist an diesen Stel

len ein gefahrloses Queren für Menschen möglich. Die Realisierung einer zusätzli

chen Fuß- und Radwegquerung würde zudem aus rechtlicher Sicht ein gänzlich an

deres Vorhaben darstellen. Die Vorhabenträgerin musste der Forderung daher nicht 

entsprechen. 

4.9. Klima 

Das Vorhaben kann auch unter Berücksichtigung der Belange des Klimaschutzes 

und der Klimawandelanpassung antragsgemäß planfestgestellt werden. 

4.9.1. Klimaschutz 

4.9.1.1. Klimarelevante Auswirkungen des Vorhabens 

Die klimarelevanten Auswirkungen des Vorhabens sind im Erläuterungsbericht (Un

terlage 1) dargestellt. Die Ermittlung erfolgte in Anlehnung an die vom Bundesmi

nisterium für Digitales und Verkehr (BMDV) im Januar 2023 eingeführten „Hinweise 

zur Berücksichtigung der großräumigen Klimawirkungen in der Vorhabenzulas

sung“. Diese gelten unmittelbar nur für den Bau oder die Änderung von 
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Bundesfernstraßen in der Baulast des Bundes. Mit Schreiben vom 24. Februar 2023 

hat das Ministerium für Verkehr Baden-Württemberg jedoch deren (sinngemäße) 

Anwendung für den Bau oder die Änderung von Bundes- und Landesstraßen in der 

Baulast des Landes angeordnet. Die Vorhabenträgerin ist diesen Anforderungen 

bzw. Empfehlungen nachgekommen und hat folgende Teilbereiche in die Ermittlung 

der klimarelevanten Auswirkungen des Vorhabens einbezogen: 

4.9.1.1.1. THG-Lebenszyklusemissionen 

Unter den Begriff der THG-Lebenszyklusemissionen fallen alle THG-Emissionen, die 

mit dem Bau, der Erhaltung und dem Betrieb der zu bewertenden Infrastrukturmaß

nahme verbunden sind. Sie werden in CO₂-Äquivalenten pro Jahr (CO₂-eq/a) ange

geben. 

Die Lebenszyklusemissionen konnten aufgrund der Art des Vorhabens nur nähe

rungsweise berechnet werden. Gemäß der Tabelle 4 der o.g. Hinweise wurden dazu 

für die Radwegfläche die Emissionen aus dem Bereich Bundesstraße (4,6 kg CO2-

eq/(m²*a)) und für die Brückenfläche die Emissionen aus dem Bereich Brücke (12,6 

kg CO2-eq/(m²*a)) angenommen. Für die Berechnung der Brücke wird nur der Auf

schlag eingesetzt, da keine asphaltierten Flächen vorhanden sind. Aus der Verle

gung des Radwegs und dem Bau der Brücke ergeben sich ca. 26 t CO₂-eq /Jahr, die 

dem Sektor Industrie zuzurechnen sind. Bei diesem Wert ist zu berücksichtigen, 

dass für Grünbrücken keine Erfahrungswerte vorliegen, sodass bspw. die anschlie

ßende Begrünung des Bauwerks in der Berechnung keine Anwendung findet. Der 

Gesamtwert ist daher kritisch zu betrachten und im Sinne einer Worst Case-Be

trachtung eher zu hoch angesetzt.  

4.9.1.1.2. Verkehrsbedingte THG-Emissionen 

Verkehrsbedingte THG-Emissionen, die aus der Energiegewinnung (insbesondere 

Verbrennung von Kraftstoffen) für die Fortbewegung von Fahrzeugen resultieren, 
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entstehen bei diesem Vorhaben nicht, da der Bau der Grünbrücke zu keiner verkehr

lichen Änderung auf der B 14 führt und eine verkehrliche Nutzung der Grünbrücke 

an sich ausgeschlossen ist. Aus den geringen Änderungen des landwirtschaftlichen 

Wegenetzes resultieren ebenso in keinen relevanten verkehrlichen Änderungen. 

4.9.1.1.3. Landnutzungsbedingte THG-Emissionen 

Im Bereich des Sektors Landnutzung, Landnutzungsänderung und Forstwirtschaft 

ist von einer grundsätzlich positiven THG-Bilanz des Vorhabens auszugehen, da so

wohl auf der Grünbrücke als auch im Hinterland zusätzliche Vegetationsflächen 

entstehen werden. Zudem finden auch keine Eingriffe in Böden oder Vegetations

komplexe statt, die als THG-Speicher oder THG-Senken wirken wie z.B. Moore, An

moore aber auch bestimmte Mineralböden (terrestrische Feuchtgebiete, Grünland 

i.e.S.). 

4.9.1.2. Bewertung der mit dem Vorhaben verbundenen Auswirkungen auf die 

THG-Bilanz 

Die Planfeststellungsbehörde geht davon aus, dass das Vorhaben insgesamt eine 

emissionserhöhende Wirkung hat und deshalb für sich betrachtet den Klimaschutz

zielen des § 3 KSG zuwiderläuft.  

Die Untersuchungen haben gezeigt, dass bei diesem Vorhaben allerdings nur die 

THG-Lebenszyklusemissionen des Bauwerks sowie des Radwegs negativ ins Ge

wicht fallen. Verkehrsbedingte THG-Emissionen sind hingegen nicht zu erwarten.  

Die landnutzungsbedingten THG-Emissionen wirken sich hingegen sogar positiv auf 

die Klimabilanz auch, auch wenn diese nicht abschließen bezifferbar sind, da bei der 

Ermittlung von Emissionen der Biomasse von Biotopen keine fachlich anerkannten 

Methoden zur Bilanzierung existieren. Summierend ist daher von einer (sehr gering

fügigen) emissionserhöhenden Wirkung des Vorhabens auszugehen.  Allerdings ist 

hierbei zu beachten, dass die dem Sektor Industrie zuzurechnenden Emissionen im 
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Verhältnis zu den Jahresemissionsmengen für die Jahre 2020 bis 2023 (vgl. Anlage 

2a KSG) so verschwindend gering sind, dass die Planfeststellungsbehörde dem Vor

haben keinen entscheidenden Beitrag an den Jahresemissionsmengen des Sektors 

Industrie beimisst. Zudem ist zu berücksichtigen, dass dieses Vorhaben gerade dem 

Natur- und Artenschutz dienlich ist und eine Wiedervernetzung der Lebensräume 

ermöglichen soll. In Zeiten des Klimawandels ist Wiedervernetzung und daher auch 

Sicherung von Lebensräumen von Wildtierarten ein nicht unerhebliches Gewicht 

einzuräumen. Vor diesem Hintergrund überwiegen aus Sicht der Planfeststellungs

behörde die zugunsten des Vorhabens sprechenden Gründe die mit ihm verbunde

nen Nachteile auch mit Rücksicht auf die Belange des Klimaschutzes, denn die Re

gelung des § 13 KSG führt nicht zu einem strikten Vorrang von Klimabelangen, son

dern nur deren bestmöglicher Berücksichtigung. 

4.9.2. Klimawandelanpassung 

Das Vorhaben genügt auch den Anforderungen an die Klimawandelanpassung des 

KAnG. Es steht den Zielen des § 1 KAnG nicht entgegen. Insbesondere werden durch 

das Vorhaben keine negativen Folgen des Klimawandels verstärkt. Es leistet viel

mehr einen Beitrag zur Abmilderung der Folgen des Klimawandels. Das Bauwerk 

selbst ist gegen die In § 8 Abs. 1 KAnG genannten Auswirkungen des Klimawandels 

resistent. Durch die Begründung der Grünbrücke können zudem Überflutung oder 

Überschwemmung bei Starkregen, Sturzfluten oder Hochwasser vermindert wer

den, da dem Oberboden auf der Grünbrücke eine Wasserspeicherfunktion zukommt. 

Ebenso wird die Erzeugung von lokalen Wärmeinseln auf der Fahrbahnoberfläche 

der B 14 durch das Bauwerk bzw. dessen Begrünung reduziert. 

4.10. Öffentliche Sicherheit 

Das Vorhaben ist bei Beachtung der planerischen Vorgaben und der festgesetzten 

Nebenbestimmungen mit den Belangen der öffentlichen Sicherheit vereinbar. 
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4.10.1. Sicherstellung der Kampfmittelfreiheit vor Baubeginn 

Eine Luftbildauswertung hat ergeben, dass mögliche Kampfmittelbelastungen im 

Vorhabengebiet vorhanden sind. Mit der Nebenbestimmung A.IV.10.1. wird sicherge

stellt, dass vor Baubeginn Kampfmittelfreiheit gegeben ist. 

4.10.2. Abwehrender Brandschutz 

Das Vorhaben trägt auch den brandschutztechnischen Belangen angemessen 

Rechnung. Den Forderungen der höheren Brandschutzbehörde wurde durch die 

Aufnahme der unter A.IV.10.2. festgesetzten Nebenbestimmung vollumfänglich ent

sprochen. Damit wird sichergestellt, dass der Einsatz von Feuerwehr und Rettungs

diensten auch im Fall von baubedingten Straßensperrungen möglich ist. 

4.11. Landesplanung und Raumordnung 

Das Vorhaben ist mit den Zielen der Landesplanung und der Raumordnung verein

bar. Aus Sicht der höheren Raumordnungsbehörde wie auch der Planfeststellungs

behörde bestehen unter raumordnerischen Gesichtspunkten keine Bedenken gegen 

die Planung.  

Das Vorhaben liegt in einem regionalen Grünzug. Diese sind gemäß Plansatz 3.1.1 

(Z) Vorranggebiete für den Freiraumschutz mit dem Ziel der Erhaltung und Verbes

serung des Freiraums und der Sicherung des großräumigen Freiraumzusammen

hangs und dürfen keiner weiteren Belastung, insbesondere durch Bebauung ausge

setzt werden. Funktionswidrige Nutzungen sind ausgeschlossen. Allerdings ist der 

Ausbau bestehender standortgebundener technischer Infrastruktur ausnahms

weise zulässig. Die Planfeststellungsbehörde teilt die Auffassung des Regionalver

bands Stuttgart, dass die Grünbrücke eben gerade den Zielen der Förderung des 

Freiraumzusammenhangs in besonderer Weise dient. Zudem stellt das Vorhaben 
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eine Erweiterung einer ortgebundenen technischen Infrastruktur, nämlich der B 14 

dar. Somit ist das Vorhaben mit den Festsetzungen in Plansatz 3.1.1. (Z) vereinbar.  

Das Vorhaben liegt zudem im Bereich der Trassenfreihaltung für die Erweiterung der 

Gäubahnstrecke im Abschnitt Stuttgart-Rohr-Horb um ein drittes Gleis. Dieser Be

reich ist gemäß Plansatz 4.1.2.1.4 (Z) Vorranggebiet für Trassenfreihaltung. In diesen 

sind andere raumbedeutsame Nutzungen oder Maßnahmen, die einem späteren 

Bahnbetrieb entgegenstehen könnten oder mit den Bahntrassen nicht vereinbar 

sind, nicht zulässig. Nach Auskunft des Regionalverbands wird während der Bauzeit 

regelmäßig ein Abstand von 10 m und nach Inbetriebnahme von 6 m für eine Erwei

terung um ein drittes Gleis benötigt. Da zwischen dem Gleisbett und dem nördlichen 

Böschungsfuß der geplanten Grünbrücke eine Entfernung von >80 m besteht, ist 

eine Kollision mit möglichen Ausbauplänen ausgeschlossen, sodass das Vorhaben 

der dem genannten Plansatz vereinbar ist. 

4.12. Leitungsträger und Versorgungsunternehmen 

Durch das Vorhaben werden mehrere Fremdleitungen gekreuzt. Den Belangen der 

betroffenen Leitungsträger wird durch die Planung selbst, die festgesetzten Neben

bestimmungen sowie die von der Vorhabenträgerin abgegebenen Zusagen ange

messen Rechnung getragen. 

Das Vorhaben tangiert eine Gashochdruckleitung der Netze BW. Hinsichtlich anste

hender Bauarbeiten und Verlegungen, die sich auf diese Gasleitungen auswirken, 

hat die Vorhabenträgerin zugesagt (A.V.12.1.), rechtzeitig vor Bauarbeiten und Ver

legungen mit der Netze BW Kontakt aufzunehmen. Daraus erforderlich werdende 

Eintragungen werden, sofern notwendig, im Grundbuch vorgenommen. 

Das Vorhaben tangiert zudem Stromleitungen der Netze BW. Hinsichtlich anstehen

der Bauarbeiten und Verlegungen, die sich auf diese Leitungen auswirken, hat die 
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Vorhabenträgerin zugesagt (A.V.12.2.), rechtzeitig vor Bauarbeiten und Verlegungen 

mit der Netze BW Kontakt aufzunehmen. 

Das Vorhaben tangiert zudem eine Abwasserdruckleitung der Stadt Herrenberg. Die 

Vorhabenträgerin hat zugesagt, hierzu vor Baubeginn eine Planauskunft beim Amt 

für Tiefbau und Entwässerung der Stadt Herrenberg einholen (A.V.12.3.). 

4.13. Denkmalschutz 

Das Vorhaben ist mit den Belangen des Denkmalschutzes vereinbar. 

4.14. Baulogistik 

Das Vorhaben ist mit den Belangen der Baulogistik vereinbar. 

4.15. Arbeitsschutz 

Das Vorhaben ist mit den Belangen des Arbeitsschutzes vereinbar. 

4.16. Private Rechte, insbesondere Eigentum 

Das Vorhaben setzt sich in der Abwägung gegen die betroffenen privaten Rechte, 

insbesondere Eigentum, durch. Die dadurch bedingten unmittelbaren, mittelbaren 

und sonstigen Eingriffe und Betroffenheiten sind im Ergebnis - ggf. gegen Entschä

digung - hinzunehmen. 

4.16.1. Eigentum - Unmittelbare Inanspruchnahme 

Die dauerhafte und / oder vorübergehende Inanspruchnahme von Grundeigentum 

für die Realisierung des Vorhabens samt den naturschutzrechtlichen Kompensati

onsmaßnahmen ist in dem planfestgestellten Umfang mit Art. 14 Abs. 3 S. 1 GG ver

einbar. Bei der Abwägung der von dem Vorhaben berührten Belange im Rahmen 

einer hoheitlichen Planungsentscheidung gehört das unter den Schutz des 

Art. 14 Abs. 1 GG fallende Eigentum in hervorgehobener Weise zu den 
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abwägungserheblichen Belangen. Die Planfeststellungsbehörde verkennt nicht, 

dass jede Inanspruchnahme von privaten Grundstücken, seien sie landwirtschaft

lich genutzt oder natürliche Flächen, grundsätzlich einen schwerwiegenden Eingriff 

für den betroffenen Eigentümer darstellt. Dies gilt grundsätzlich auch für die Mieter 

und Pächter der Grundstücke. Weder das Interesse, das ein Eigentümer an der Hal

tung seiner Eigentumssubstanz hat, noch das Interesse der Mieter oder Pächter an 

der Nutzung der Grundstücke genießt jedoch absoluten Schutz. Für das Eigentum 

oder die Nutzung der Grundstücke gilt insoweit nichts Anderes als für andere ab

wägungsrelevante Belange, d.h., die Belange der betroffenen Eigentümer bzw. 

Pächter können bei der Abwägung im konkreten Fall zugunsten anderer Belange 

zurückgestellt werden. 

Im vorliegenden Fall kann auf die Inanspruchnahme von Privatgrundstücken in dem 

nach der festgestellten Planung vorgesehenen Umfang nicht verzichtet werden, 

ohne den Planungserfolg und die mit der Planung verfolgten Ziele (vgl. B.IV.1.) zu 

gefährden. Das gewichtige öffentliche Interesse an der Realisierung des Vorhabens 

liegt in den Zielen der Wiedervernetzung von Lebensräumen, die ihre Grundlage im 

BNatschG und in Art. 20a GG haben, begründet. Dieses öffentliche Interesse über

wiegt die Interessen der privaten Grundstücksbetroffenen an einem (vollständigen) 

Erhalt ihres Eigentums. Dies gilt auch für die Fälle, in denen in landwirtschaftlich 

genutzte Flächen eingegriffen werden muss, denn insgesamt überwiegt die positive 

Wirkung für den Biotopverbund und die Wiedervernetzung von Lebensräumen. Es 

ist nicht möglich, durch Planänderungen die Dimensionierung so zu modifizieren, 

dass ein geringerer Eingriff in privates Eigentum resultiert; vielmehr muss es im In

teresse der Funktionstauglichkeit des geplanten Vorhabens bei der vorgelegten 

Planung mit allen darin vorgesehenen Eingriffen in Privatland bleiben. Die Eingriffe 

in private Eigentumsrechte durch die notwendigen landschaftspflegerischen Be

gleitmaßnahmen beschränken sich auf das – ökologisch und naturschutzrechtlich 
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– unbedingt erforderliche Maß und die Vorhabenträgerin war nach Kräften bestrebt, 

die Maßnahmen soweit als möglich auf öffentlichem Grund oder auf Flächen, die 

bereits in ihrem Eigentum stehen, zu realisieren. 

4.16.2. Eigentum - Wertminderung durch mittelbare Beeinträchtigung 

Die Auswirkungen des Vorhabens auf fremde Grundstücke beschränken sich nicht 

nur auf die unmittelbar benötigten Flächen, sondern erstrecken sich auch – mit un

terschiedlicher Intensität – auf zahlreiche andere Grundstücke. 

Bei mittelbaren Rechtsbeeinträchtigungen durch nachteilige Veränderung der 

Grundstückssituation, die sich als ausgleichspflichtige Inhaltsbestimmung des Ei

gentums nach § 74 Abs. 2 Satz 3 LVwVfG a.F. darstellen, ist über Ausgleichsansprü

che dem Grunde nach in der Planfeststellung zu entscheiden. Eine ausgleichspflich

tige Inhaltsbestimmung des Eigentums liegt vor, wenn erhebliche und deshalb bil

ligerweise nicht mehr zumutbare Rechtsbeeinträchtigungen von dem Vorhaben 

ausgehen und die Anordnung von an sich erforderlichen Schutzvorkehrungen nach 

§ 74 Abs. 2 Satz 2 LVwVfG a.F. unterbleibt, weil sie untunlich oder mit dem Vorhaben 

nicht zu vereinbaren sind. Solche Einwirkungen auf das Eigentum sind trotz deren 

Unzumutbarkeit hinzunehmen, wenn im Rahmen der Abwägung hinreichend ge

wichtige Belange des Allgemeinwohls für die Verwirklichung des Vorhabens spre

chen. Die sich daraus ergebende Beschränkung des Eigentums ist aber nur dann als 

verhältnismäßig anzusehen, wenn sie finanziell entschädigt wird (s. BVerwG, Urteil 

vom 10. Juli 2012 – 7 A 11.11). Ein Anspruch auf Ausgleich sämtlicher Nachteile, die 

durch ein Vorhaben ausgelöst werden, besteht hingegen nicht. 

Eine solche entschädigungspflichtige mittelbare Beeinträchtigung ergibt sich durch 

die Anforderung, dass Zäune für eine Beweidung von Flächen nur mit einem Ab

stand von 15 m zur Grünbrücke errichtet werden dürfen oder im erweiterten Bereich 

nur eine Beweidung mit speziellen Tieren stattfinden kann, damit der 
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Wanderkorridor für Wildtiere offengehalten werden kann. Schutzvorkehrungen 

nach § 74 Abs. 2 Satz 2 LVwVfG a.F. sind dabei nicht in der Lage, Abhilfe zu schaffen, 

da die Abstände gewahrt werden müssen. Die Interessen der privaten Grundstück

seigentümer haben hinter dem Interesse an der Verwirklichung des Vorhabens in 

dem planfestgestellten Umfang zurückzustehen, da mit dem Vorhaben wichtige 

Ziele der Wiedervernetzung von Lebensräumen verfolgt werden, die ihre Grundlage 

im BNatschG und in Art. 20a GG haben. Über die Höhe der hierfür zu leistenden 

Entschädigung wird in der Planfeststellung nachgelagerten Enteignungs-/Entschä

digungsverfahren entschieden, falls sich die Vorhabenträgerin und die Betroffenen 

hierüber nicht einigen können. In diesem Rahmen wird auch darüber entschieden, 

ob die Vorhabenträgerin übrigbleibende Restflächen zu erwerben hat, deren Bewirt

schaftung für die Eigentümer/Pächter nicht mehr wirtschaftlich ist. 

4.16.3. Eigentum - Sonstige Eigentumsrechte 

Der Sportverein Affstätt hat aufgrund der Lage seiner Sportanlagen auf dem Rötel

berg Bedenken hinsichtlich potenzieller Wildtierschäden infolge der geplanten 

Grünbrücke geäußert. Nach Auffassung der Planfeststellungbehörde kann ein 

Schaden durch Wildschweine im derzeitigen Bestand schon nicht grundsätzlich 

ausgeschlossen werden. Allerdings ist zu berücksichtigen, dass Sportplätze für 

Wildschweine als wenig attraktiv einzuschätzen sind. Ein durch das Vorhaben ge

steigertes Gefahrenpotential, das die Anordnung von Schutzmaßnahmen rechtfer

tigt, ist schwer abzuschätzen. Die Vorhabenträgerin hat deshalb für den Fall, dass 

dennoch Schäden auftreten, die auf die neue Situation zurückzuführen sind, zuge

sagt, Maßnahmen (wie. z.B. Zäune) mit dem Sportverein abzustimmen (A.V.16.1.). 

4.17. Sonstige Belange 

Auch der Einwand, dass das Vorhaben eine Steuergeldverschwendung darstelle, 

greift nicht durch. Es handelt sich bei der Zuweisung von Finanzmitteln um eine 
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politische Entscheidung. Die Ausgabenpolitik kann nicht über die Instrumente der 

Planfeststellung gesteuert werden, da es sich dabei um Fachplanungsrecht und 

nicht um Finanzrecht handelt. Das Fachplanungsrecht dient der Feststellung der 

planerischen Rechtmäßigkeit des beantragten Vorhabens. Die konkrete Verwen

dung von finanziellen Mitteln für ein bestimmtes Vorhaben unterliegt insoweit nicht 

der Beurteilung durch die Planfeststellungsbehörde. 
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V. Gesamtabwägung und Zusammenfassung 

Das Genehmigungsverfahren wurde von der Planfeststellungsbehörde fair, transpa

rent und ergebnisoffen geführt. Alle Betroffenen hatten ausreichend Gelegenheit 

sich über die Planung zu informieren und ihre Anregungen, Einwände und Forderun

gen vorzubringen. Die Planfeststellungsbehörde hat bei ihrer Entscheidungsfindung 

alle Stellungnahmen und Einwendungen gebührend berücksichtigt. 

Das Vorhaben ist entscheidungsreif. Mit den von der Antragstellerin vorgelegten 

Unterlagen, den eingegangenen Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange 

und den Einwendungen der Privatpersonen, den Erwiderungen der Antragstellerin 

und den vorgelegten Gutachten bzw. gutachterlichen Ergänzungen ist der Sachver

halt soweit aufgeklärt, dass über alle entscheidungserheblichen Fragen auf fundier

ter, zuverlässiger Basis entschieden werden kann. 

Das Regierungspräsidium Stuttgart hat deshalb in Ausübung seines Planfeststel

lungsermessens beschlossen, die vorliegenden Planunterlagen mit den genannten 

Nebenbestimmungen und Zusagen festzustellen. Die auferlegten Nebenbestim

mungen sind nach Auffassung der Planfeststellungsbehörde erforderlich und ver

hältnismäßig und sichern die effektive Umsetzung der jeweiligen Schutzbestimmun

gen. 
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VI. Begründung der Kostenentscheidung 

Eine Gebührenfestsetzung erfolgt vorliegend nicht, da die Antragstellerin gemäß 

§ 10 Abs. 1 LGebG Gebührenfreiheit genießt. Die Auslagenentscheidung folgt aus 

§ 14 LGebG. 

Die Beteiligten haben die durch ihre Teilnahme an dem Anhörungsverfahren ent

standenen Kosten, einschließlich der Aufwendungen für etwaige von ihnen beauf

tragte Rechtsanwälte und Sachverständige, selbst zu tragen. Beim Anhörungsver

fahren handelt es sich um ein Verwaltungsverfahren, nicht um ein Vorverfahren im 

Sinne der §§ 68 ff. VwGO. Eine Kostenerstattung ist deshalb nicht möglich. 
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C. Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diesen Planfeststellungsbeschluss kann innerhalb eines Monats beim Ver

waltungsgerichtshof Baden-Württemberg, Postfach 10 32 64, 68032 Mannheim 

Klage erhoben werden. Die Anfechtungsklage gegen diesen Planfeststellungsbe

schluss hat keine aufschiebende Wirkung. Der Antrag auf Anordnung der aufschie

benden Wirkung der Anfechtungsklage gegen diesen Planfeststellungsbeschluss 

nach § 80 Absatz 5 Satz 1 VwGO kann nur innerhalb eines Monats nach der Zu-

stellung des Planfeststellungsbeschlusses beim Verwaltungsgerichtshof Baden-

Württemberg, Postfach 10 32 64, 68032 Mannheim gestellt und begründet werden. 

Treten später Tatsachen ein, die die Anordnung der aufschiebenden Wirkung recht

fertigen, so kann der durch den Planfeststellungsschluss Beschwerte einen hierauf 

gestützten Antrag nach § 80 Absatz 5 Satz 1 VwGO innerhalb einer Frist von einem 

Monat stellen und begründen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem der Be

schwerte von den Tatsachen Kenntnis erlangt. 

Hinweise:  

Vor dem Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg müssen sich die Beteiligten, 

außer im Prozesskostenhilfeverfahren, durch Prozessbevollmächtigte vertreten las

sen. Dies gilt auch für Prozesshandlungen, durch die ein Verfahren vor dem Verwal

tungsgerichtshof eingeleitet wird (vgl. näher dazu § 67 Abs. 4 VwGO). 

Jeder Beteiligte erhält auf schriftlichen Antrag Auskunft darüber, welcher Teil der 

Begründung sich auf sein Vorbringen oder das Vorbringen eines anderen Beteiligten 

bezieht sowie über Namen, Anschrift und betroffene Grundstücke von in diesem Be

schluss anonymisierten Betroffenen, soweit die Kenntnis dieser Daten zur Geltend

machung seiner rechtlichen Interessen erforderlich ist. 
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Stuttgart, den 21.04.2026 

Gleißner 

Regierungspräsidium Stuttgart 

Az.: RPS24-390-510 
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